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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über das Apothekenwesen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 


Arten der Betriebsberechtigung 
und persönlidhe Voraussetzung für die 
Ausübung 


§ 1 

Apotheken dürfen, abgesehen von dem 
Nutzungsrecht nach § 27, nur auf Grund 
einer vom Staate verliehenen Berechtigung 
(Betriebsberechtigung) betrieben werden. Be- 
trie'bsberechtigungen Im Sinne dieses Gesetzes 
sind 

1. Privilegien und Realrechte sowie die mit 
diesen etwa verbundenen Betriebsbewilli- 
gungen, 

2. Persönliche Konzessionen mit Präsentations- 
recht (Realkonzessionen), 

3. Persönliche Konzessionen ohne Präsen- 
tationsrecht (Personalkonzessionen), 

4. Erlaubnisse zum Betreiben von Zweig- 
apotheken, 

5. Erlaubnisse zum Betreiben von Kranken- 
hausapotheken, 

6. Zwischenerlaubnisse nach § 4 Abs. 5 und 6, 
§ 11 Abs. 2, §§ 29 und 30, 

7. sonstige Apothekenbetriebserlaubnisse, die 
nach dem 9. Dezember 1948 erteilt worden 
sind. 


§ 2 

Eine Betriebsberechtigung darf nur von 

einer Person ausgeübt werden, die 

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes oder heimatloser Ausländer 
Im Sinne des Gesetzes über die Rechtsstel- 
lung heimatloser Ausländer Im Bundes- 
gebiet vom 25. April 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 269) ist; Vereinbarungen in 
zwischenstaatlichen Verträgen bleiben un- 
berührt, 

2. voll geschäftsfähig ist, 

3. die deutsche oder eine ihr gleichgestellte 
Bestallung als Apotheker besitzt, 

4. sich nicht durch wiederholte Verfehlungen 
gegen die Apothekenbetriebsordnung, ge- 
gen Vorschriften über den Verkehr mit 
Arzneimitteln oder gegen Vorschriften 
dieses Gesetzes als unzuverlässig in Bezug 
auf die Führung einer Apotheke erwiesen 
hat und 

5. nicht wegen eines körperlichen Gebrechens 
oder wegen Schwäche ihrer geistigen oder 
körperlidien Kräfte oder wegen einer Sucht 
zum Betreiben einer Apotheke unfähig 
oder ungeeignet Ist. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Privilegien und Realrechte, 
Realkonzessionen, Apothekenbetriebs- 
erlaubnisse nadi § 1 Nr. 7 

§ 3 

(1) Privilegien und Realrechte dürfen nicht 

mehr erteilt werden. 
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(2) Geht ein Privileg oder Realrecht auf 
einen anderen über, so hat dieser den Über- 
gang unverzüglich der zuständigen Behörde 
anzuzeigen. Stellt diese ihm gegenüber fest, 
daß er nicht die Voraussetzungen des § 2 er- 
füllt, so hat der neue Inhaber die Berechti- 
gung binnen einem Jahre von dieser Feststel- 
lung ab auf eine Person zu übertragen, die 
die Voraussetzungen des § 2 erfüllt. Beim 
Vorliegen besonderer Umstände kann die zu- 
ständige Behörde die Frist um höchstens sechs 
Monate verlängern. Bis zur Übertragung des 
Privilegs oder des Realrechtes hat der Inhaber 
für eine nichtverpachtete Apotheke einen 
Verwalter zu bestellen. 

(3) Das Nutzungsrecht nach § 27 bleibt 
unberührt. Nach Ablauf des Nutzungsrechtes 
findet Absatz 2 Anwendung. 

(4) Erfüllt der Inhaber eines Privilegs oder 
eines Realrechtes nicht mehr die Vorausset- 
zung des § 2 Nr. 1, so hat er die Berech- 
tigung nach den Bestimmungen des Absatzes 2 
zu übertragen. 

§ 4 

(1) Realkonzessionen dürfen nur für Apo- 
theken erteilt werden, die vorher auf Grund 
einer solchen Berechtigung betrieben worden 
sind. 

(2) In der Konzessionsurkunde ist die ört- 
liche Lage der Apotheke zu bezeichnen. 

(3) Fvealkonzcssionen erlöschen 

1. durch Tod des Inhabers, 

2. durch Verzicht, 

3. wenn der Inhaber die Voraussetzung des 

§ 2 Nr. 1 nicht mehr erfüllt. 

(4) Der Inhaber einer Realkonzession oder 
dessen Erben haben in den Fällen des Er- 
löschens der Berechtigung das Recht, einen 
Nachfolger zu präsentieren, der die Voraus- 
setzungen des § 2 (erfüllt, soweit ihnen dieses 
Recht nach den beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Vorschriften zusteht. Das 
Präsentationsrecht der Erben erlisdit, wenn 
es nicht binnen einem Jahre nach Eintritt des 
Erbfalles ausgeübt wird. Beim Vorliegen be- 
sonderer Umstände kann die zuständige Be- 
hörde die Frist um höchstens sechs Monate 
verlängern. 

(5) Der Inhaber der Realkonzession oder 
dessen Etben haben bis zur Erteilung der 
neuen Realkonzession einen Verwalter zu 
bestellen. Der Verwalter bedarf einer Zwi- 
schenerlaubnis. 


(6) Ist die Apotheke im Zeitpunkt des Er- 
löschens der Realkonzession verpachtet, so 
bedarf der Pächter einer Zwischenerlaubnis. 
Endet das Pachtverhältnis vor der Erteilung 
der neuen Realkonzession, so gilt Absatz 5. 

(7) Das Nutzungsrecht nach § 27 bleibt 
unberührt. Nach Ablauf des Nutzungsredites 
sind die Absätze 4 bis 6 anzuwenden, 

§ 5 

(1) Apothekenbetriebserlaübnisse nach § 1 
Nr. 7 dürfen nicht mehr erteilt werden. 

(2) Diese Erlaubnisse erlöschen 

1. durch den Tod des Inhabers, 

2. durch Verzicht, 

3. wenn der Inhaber die Voraussetzung des 

§ 2 Nr. 1 nicht m.ehr erfüllt. 

(3) Wird eine Apotheke, die auf Grund 
einer Apothekenbetriebserlaubnis nach § 1 
Nr. 7 betrieben worden ist, nach Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes erstmalig unter Lebenden 
oder von Todes wegen von einer Person er- 
worben, die die Voraussetzungen des § 2 
erfüllt, so ist dieser auf Antrag eine Personal- 
konzession zu erteilen. 

(4) Der Antrag kann nur bis zum Ablauf 
eines Jahres nach dem Erlöschen der Erlaub- 
nis oder eines Nutzungsrechtes nach § 27 ge- 
stellt werden. § 4 Abs. 5 und 6 finden ent- 
sprechende Anwendung. 

DRITTER ABSCHNITT 
Personalkonzession 

S 6 

(1) Für eine Apotheke, die auf Grund einer 
Personalkonzession betrieben wurde, ist nach 
deren Erlöschen eine Personalkonzession im 
Wege der Ausschreibung neu zu erteilen, es 
sei denn, daß der Kreis der durch die Apo- 
theke zu versorgenden Personen sich so stark 
vermindert hat, daß ein ordnungsgemäßer 
Apothekenbetrieb nicht mehr aufrecht erhal- 
ten werden kann, § 10 bleibt unberührt. 

(2) Eine neue Apotheke darf nur auf 
Grund einer Personalkonzession errichtet 
werden. Die §§ 14 und 15 bleiben unberührt. 

(3) In der Konzessionsurkunde ist die Ört- 
liche Lage der Apotheke zu bezeichnen. 

S 7 

(1) Personalkonzessionen für neue Apothe- 
ken sind im Wege der Ausschreibung oder 
auf Antrag zu erteilen. 
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(2) Eine neue Apotheke soll im Wege der 
Ausschreibung dort errichtet werden, wo die 
Errichtung eine Verbesserung der Arznei- 
mittelversorgung herbeiführen würde. 

(3) In Stadtkreisen und Badeorten sind 
Personalkonzessionen auch auf Antrag ohne 
Durchführung eines Ausschreibungsverfahrens 
zu erteilen. Solchen Anträgen ist solange zu 
entsprechen, bis auf je 7000 Einwohner des 
betreffenden Stadtkreises oder Badeortes eine 
Apotheke vorhanden ist. Eine überschießende 
Zahl von mehr als 3500 wird als volle 7000 
gerechnet. 

(4) Ein Antrag nach Absatz 3 ist abzu- 
lehnen, wenn für den Ortsteil des Stadt- 
kreises oder für den Badeort, in dem die 
Apotheke errichtet werden soll, eine Perso- 
nalkonzession bereits ausgeschrieben ist. 

(5) Der Anwendung der Verhältniszahlen 
nach Absatz 3 ist die amtlich fortgeschriebene 
Einwohnerzahl zu Grunde zu legen. 

§ 8 

(1) Bewerber im Ausschreibungsverfahren 
und Antragsteller nach § 7 Abs. 3 müssen die 
Voraussetzungen des § 2 erfüllen. Antrag- 
steller nach § 7 Abs. 3 müssen außerdem 
nachweisen, daß sie über die für den Betrieb 
der Apotheke erforderlichen Räume ver- 
fügen. 

(2) Im Ausschreibungsverfahren sind die 
Bewerber nach ihrer Eignung unter beson- 
derer Berücksichtigung des Berechtigungs- 
alters auszuwählen. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Vorschriften über 
das Verfahren bei der Ausschreibung von 
Personalkonzessionen und die Berechnung des 
Berechtigungsalters unter Berücksichtigung der 
beruflichen Tätigkeit und der persönlidien 
und sozialen Verhältnisse des Bewerbers zu 
erlassen. 

§ 9 

(1) Bewirbt sich ein Kind des bisherigen 
Inhabers einer Personalkonzession, das die 
Voraussetzungen des § 2 erfüllt, um eine Per- 
sonalkonzessicn für die auf Grund der er- 
loschenen Konzession betriebenen Apotheke, 
so ist sie ihm zu erteilen, wenn sein Berediti- 
gungsalter nicht mehr als zehn Jahre hinter 
dem des Bewerbers zurückbleibt, der andern- 
falls die Konzession erhalten würde. 


(2) Der Inhaber einer nach Absatz 1 erteil- 
ten Pcrsonalkonzession hat für jedes Jahr, um 
das die Berechtigungsalter voneinander ab- 
welchen, eine Abgabe in Höhe von sechs vom 
Hundert des Durchschnittsumsatzes der letz- 
ten drei Jahre vor Übernahme der Apotheke 
an eine von der zuständigen Landesbehörde 
zu bezeichnende Einrichtung zur Unter- 
stützung angestellter Apotheker, deren An- 
gehörige und Hinterbliebene zu leisten. Zeit- 
spannen unter einem Jahr werden als volle 
Jahre gerechnet. 

§ 10 

(1) Die Personalkonzession ist ohne Aus- 
schreibung zu erteilen, wenn sie von einem 
Apotheker beantragt wird, der die Apotheke 
während der letzten fünfzehn Jahre vor dem 
Erlöschen der Konzession oder eines Nut- 
zungsrechtes nach § 27 als Pächter ohne we- 
sentliche Beanstandungen geleitet hat. 

(2) Dasselbe gilt für einen Apotheker, der 
eine von ihm gepachtete, durch den Krieg 
zerstörte oder erheblich beschädigte Apotheke 
auf eigene Kosten wieder betriebsfähig ge- 
macht hat und der ein Berechtigungsalter von 
mindestens fünfzehn Jahren hat. 

S 11 

(1) Die Personalkonzession erlischt, 

1. wenn der Inhaber auf ihre Ausübung ver- 
zichtet, 

2. wenn er stirbt. 

(2) Nach dem Erlöschen der Personalkon- 
zession hat die zuständige Behörde für die 
Apotheke einen Verwalter zu bestellen, es 
sei denn, daß nach § 6 Abs. 1 eine neue Per- 
sonalkonzession nicht mehr zu erteilen ist. 
Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 gilt dies jedoch 
nur dann, wenn Nutzungsberechtigte nach 
§ 27 nicht vorhanden sind oder wenn sie ihre 
Rechte nicht ausüben. Der Verwalter führt 
die Apotheke für Rechnung des Inhabers 
oder der Erben. Ihm ist eine befristete 
Zwischenerlaubnis zu erteilen. 

(3) Der bisherige Inhaber hat bis zu einem 
Jahre nach dem Verzicht, nicht nutzungs- 
berechtigte Erben oder Erben, die das 
Nutzungsrecht nicht ausüben, haben bis zur 
Dauer eines Jahres nach Eintritt des Erbfalles 
zu dulden, daß die Apotheke durch den Ver- 
walter betrieben wird. 

§ 12 

(1) Die Pcrsonalkonzession ist zurückzu- 
nehmen, wenn der Inhaber 
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1. ihre Erteilung durdi unlautere Mittel, wie 
Täuschung, Drohung oder Bestechung her- 
beigeführt hat, 

2. die Voraussetzung des § 2 Nr. 1 nicht mehr 
erfüllt, 

3. innerhalb eines Jahres vom Zeitpunkt der 
Erteilung der Konzession den Betrieb der 
Apotheke nicht aufgenommen hat. 

(2) Die Personalkonzession kann zurück- 
genommen werden, wenn 

1. die Behörde, ohne daß ein Fall des Ab- 
satzes 1 Nr. 1 vorliegt, das Vorliegen der 
nach § 2 erforderlichen Voraussetzungen 
irrtümlich angenommen hat, 

2. der Inhaber nicht mehr die Voraussetzun- 
gen des § 2 Nr. 2 bis 5 erfüllt. 

(3) Die Frist nach Absatz 1 Nr. 3 kann aus 
wichtigen Gründen verlängert werden. 

(4) § 11 Abs. 2 Satz 1, 3 und 4 gelten ent- 
sprechend. Der bisherige Inhaber hat bis zur 
Dauer eines Jahres nach der Zurücknahme 
und im Falle der Aussdireibung einer neuen 
Personalkonzession bis zu ihrer Erteilung zu 
dulden, daß die Apotheke durch den Ver- 
walter betrieben wird. 

§ 13 

(1) Wird eine Personalkonzcssion neu er- 
teilt, so können der frühere Konzessions- 
inhaber oder dessen Erben von dem neuen 
Konzessionsinhaber verlangen, daß dieser eine 
angemessene Vergütung für die persönliche 
Leistung des bisherigen Konzessionsinhabers 
bei dem Betrieb der Apotheke entrichtet. Sie 
darf zehn vom Hundert des durchschnitt- 
lichen Jahresumsatzes der letzten drei Jahre 
vor Übernahme der Apotheke nicht über- 
sdireiten. Der Anspruch besteht nicht, wenn 
die Apotheke vor der Übernahme länger als 
fünf Jahre verpachtet war oder wenn der 
neue Konzessionsinhaber der bisherige Päch- 
ter der Apotheke ist. 

(2) Wurde die Apotheke in gemieteten 
oder gepaditeten Räumen betrieben und 
haben der frühere Konzessionsinhaber oder 
dessen Erben Aufwendungen für angemessene 
bauliche Verbesserungen gemacht, so können 
sie von dem neuen Konzessionsinhaber, der 
diese Raume weiter benutzt, Ersatz für diese 
Aufwendungen unter Berücksichtigung der 
inzwischen eingetretenen Abnutzung verlan- 
gen; der Anspruch besteht nicht, soweit An- 
sprüche auf Ersatz dieser Aufwendungen 
gegenüber dem Vermieter oder Verpächter 
begründet sind. 


VIERTER ABSCHNITT 

Zweigapotheken, Krankenhausapotheken 

§ 14 

(1) Dem Inhaber eines Privilegs, eines Real- 
rechts, einer Realkonzession, einer Personal- 
konzession oder einer Betriebserlaubnis nach 
§ 1 Nr. 7 oder eines Nutzungsrechtes nach 
§ 27 kann von der zuständigen Behörde die 
Erlaubnis zum Betrieb einer Zweigapotheke 
in einem Nachbarort oder in einem Ortsteil 
der gleichen Gemeinde erteilt werden, wenn 
die Errichtung im Interesse der Arzneimittel- 
versorgung der Bevölkerung liegt, die Vor- 
aussetzungen für den Betrieb einer leistungs- 
fähigen selbständigen Apotheke jedodi nicht 
gegeben sind. 

(2) Die Erlaubnis zum Betrieb einer Zweig- 
apotheke ist auf drei Jahre zu begrenzen. Sie 
kann jeweils um ein weiteres Jahr verlängert 
werden, es sei denn, daß nach § 7 eine neue 
Apotheke errichtet wird. 

(3) Eine Zweigapothekc darf nur zusam- 
men mit der Stammapotheke verpachtet 
werden. 

(4) Die Zweigapotheke muß von einem 
Verwalter geleitet werden, 

§ 15 

(1) Dem Träger einer oder mehrerer Kran- 
kenanstalten ist auf Antrag die Erlaubnis zur 
Errichtung und zum Betrieb von Kranken- 
hausapotheken zu erteilen. Die Erlaubnis gilt 
nur für die in der Erlaubnisurkunde bezeich- 
neten Räumlidikelten. 

(2) Die Leitung einer Krankenhausapotheke 
ist einer Person zu übertragen, die die Vor- 
aussetzungen des § 2 erfüllt. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Verpachtung und Verwaltung 
von Apotheken 

S 16 

(1) Eine Apotheke darf nur verpachtet 
werden, soweit die Verpachtung durch dieses 
Gesetz vorgeshrieben oder zugelassen ist. 

(2) Der Pächter muß die Voraussetzungen 
des § 2 erfüllen. 

§ 17 

(1) Eine Apotheke ist zu verpachten, 

1. wenn der Inhaber der Berechtigung eine 

der Voraussetzungen des § 2 Nr. 2 bis 5 



nicht oder nicht mehr erfüllt, die Berechti- 
gung jedoch nicht zurückgenommen ist; 

2. im Falle des § 27 Abs. 1. 

(2) Wird der Abschluß des Pachtvertrages 
oder dessen Vorlage verzögert, so kann die 
zuständige Behörde die erforderlichen Anord- 
nungen gemäß § 29 Abs. 3 treffen oder eine 
Verfügung erlassen, welche die Wirkung eines 
Pachtvertrages hat (Pachtverfügung). 

(3) Die Verpachtung einer Apotheke kann 
zugelassen werden, wenn der Inhaber der Be- 
rechtigung aus einem wichtigen Grund die 
Apotheke länger als sechs Monate nicht selbst 
zu leiten beabsichtigt. 

§ 18 

(1) Pachtverträge über Apotheken bedür- 
fen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung 
der zuständigen Behörde. Der Verpächter soll 
den Pachtvertrag drei Monate vor dem Zeit- 
punkt, zu dem er in Kraft treten soll, zur 
Genehmigung vorlegen. Bei der Vorlage soll 
er die in den letzten drei Jahren erzielten 
Umsätze und Reingewinne nachweisen. 

(2) Änderungen des Pachtvertrages bedür- 
fen der Genehmigung durch die zuständige 
Behörde. 

§ 19 

(1) Der Pachtvertrag soll Bestimmung 
darüber treffen, wer die Kosten zu tragen 
hat, die erforderlich sind, um die nach der 
Apothekenbetriebsordnung vorgeschriebenen 
Betriebsräume, Einrichtungen und Geräte in 
verwendungsfähigem Zustande zu erhalten. 

(2) Die Pachtdauer darf nicht weniger als 
fünf Jahre betragen, es sei denn, daß beson- 
dere Umstände eine kürzere Pachtdauer 
rechtfertigen. 

§ 20 

(1) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
der Pachtvertrag den Vorschriften dieses Ge- 
setzes zuwiderläuft. 

(2) Die Genehmigung ist ferner zu ver- 
sagen, wenn die ordnungsgemäße Arznei- 
mittelversorgung der Bevölkerung dadurch 
gefährdet wird, daß im Pachtvertrag 

1. der Pachtzins einschließlich aller Neben- 
leistungen, auch des Entgelts für die 
Räume, im Verhältnis zum durchschnitt- 
lichen Umsatz und Reingewinn der Apo- 
theke in den letzten drei Jahren unver- 
hältnismäßig hoch vereinbart Ist, 


2. die wirtschaftliche Bewegungsfreiheit des 
Pächters unangemessen einengende Bedin- 
gungen vereinbart sind, insbesondere, 
wenn sich der Verpächter eine Sicherstel- 
lung, ein Darlehen oder sonstige Vermö- 
gensvorteile in nicht gerechtfertigter Höhe 
ausbedungen oder wenn der Pächter Drit- 
ten gegenüber Verpflichtungen übernom- 
men hat, die die Leistungsfähigkeit der 
Apotheke gefährden. 

§ 21 

(1) Pachtverträge können von der zustän- 
digen Behörde jederzeit von Amts wegen 
oder auf Antrag eines Vertragsteiles über- 
prüft werden. 

(2) Ergibt die Überprüfung, daß der Päch- 
ter die Voraussetzungen des § 2 nicht mehr 
erfüllt, so hat die zuständige Behörde durch 
Verfügung das Pachtverhältnis zu beenden. 

(3) Wird durch den Vertrag die ordnungs- 
gemäße Arzneimittelversorgung gefährdet, so 
kann die zuständige Behörde verlangen, daß 
die Beteiligten binnen drei Monaten eine 
Änderung des Vertrages vornehmen. Wird 
innerhalb dieser Frist eine den zu stellenden 
Anforderungen genügende Abänderung nicht 
vorgenommen, so findet § 17 Abs. 2 sinn- 
gemäß Anwendung. 

§ 22 

(1) Apotheken dürfen nur von einem Ver- 
walter geleitet werden, soweit die Verwal- 
tung durch dieses Gesetz vorgeschrieben oder 
zugelassen ist. 

(2) Der Verwalter muß die Voraussetzun- 
gen des § 2 erfüllen. 

§ 23 

(1) Apotheken, die nach § 17 verpachtet 
werden müssen, dürfen während eines Zeit- 
raumes bis zu sechs Monaten von einem Ver- 
walter geleitet werden. Diese Frist rechnet 
von dem Beginn des Kalendermonats, der auf 
den Monat folgt, in dem die Voraussetzun- 
gen für die Verpachtung der Apotheke ein- 
getreten sind. In Ausnahmefällen kann die 
zuständige Behörde die Frist um weitere 
sechs Monate verlängern. 

(2) Die zuständige Behörde kann zur Ver- 
meidung von Härten, Insbesondere, wenn der 
Umsatz oder Reingewinn der Apotheke so 
gering ist, daß eine Verpachtung wirtschaft- 
lich nicht tragbar erscheint, genehmigen, daß 
die Apotheke verwaltet wird. 
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§ 24 

(1) Bestellt der Inhaber einer Apotheke 
einen Verwalter, so hat er diesen gleichzeitig 
der zuständigen Behörde zu benennen. 

(2) Die Verwaltungsverträge sind der zu- 
ständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. 
§21 Abs. 2 und 3 finden entsprechende An- 
wendung. 

SECHSTER ABSCHNITT 
Gemeinsame Bestimmungen 

§ 25 

(1) Der Inhaber einer Betriebsberechtigung 
ist verpflichtet, die Berechtigung auszuüben. 

(2) Er hat die Apotheke selbst zu leiten, 
es sei denn, daß die Verpachtung oder Ver- 
waltung der Apotheke nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes vorgeschrieben oder zugelas- 
sen ist. 

(3) Der Inhaber einer Betriebsberechtigung 
darf über den Zeitraum von 18 Monaten 
hinaus weitere Berechtigungen nicht ausüben 
oder nutzen, ausgenommen die Erlaubnis 
zum Betrieb einer Zweigapotheke. 

§ 26 

Die Verlegung einer Apotheke auf ein an- 
deres Grundstück bedarf der Genehmigung 
der zuständigen Behörde. Die Genehmigung 
darf nur erteilt werden, wenn sich der Kreis 
der durch die Apotheke zu versorgenden Per- 
sonen nicht wesentlich ändert oder wenn ein 
öffentliches Interesse an der Verlegung der 
Apotheke besteht. 

§ 27 

(1) Nach dem Tod des Inhabers eines Pri- 
vilegs, eines Realrechts, einer Realkonzession, 
einer Personalkonzession oder einer Betriebs- 
erlaubnis nach § 1 Nr. 7 darf die Apotheke 
von dem überlebenden Ehegatten auf Lebens- 
zeit oder von seinen Kindern bis zu dem 
Zeitpunkt, In dem das jüngste der Kinder das 
21. Lebensjahr vollendet, nach Maßgabe der 
Vorschriften des Fünften Abschnittes genutzt 
werden, soweit sie Erben sind. Für den Wit- 
wer der Inhaiberin einer der genannten Be- 
triebsberechtigungen gilt dies nur dann, wenn 
er zur Zeit Ihres Todes einen gesetzlichen 
Unterhalts anspruch gegen sie hatte. 

(2) Erfüllt der nutzungsberechtigte über- 
lebende Ehegatte des Inhabers einer Personal- 
konzession oder einer Betriebserlaubnis nach 
§ 1 Nr. 7 die Voraussetzungen ides § 2, so ist 


ihm auf Antrag eine Personalkonzession zu 
erteilen. 

(3) Eine Ehe, die nach Vollendung des 
65. Lebensjahres des Inhabers einer Berechti- 
gung nach Absatz 1 geschlossen ist, begründet 
keine Rechte nach den Absätzen 1 und 2. 

§ 28 

Die §§16 bis 27 finden auf Krankenhaus- 
apotheken keine Anwendung. 

SIEBENTER ABSCHNITT 
Aufsicht 

§ 29 

(1) Der Betrieb der Apotheke untersteht 
der Aufsicht der zuständigen Behörde. 

(2) Die mit der Überwachung der Apothe- 
ken beauftragten Personen sind befugt, 
Räume, die dem Apothekenbetrieb dienen, 
während der Geschäftszeit zu betreten und 
in Ihnen Besichtigungen vorzunehmen. Das 
Grundrecht des Artikels 13 des Grundgesetzes 
wird Insoweit eingeschränkt. 

(3) Die Befolgung der Anordnimgen der 
zuständigen Behörde kann nach Maßgabe der 
landesrechtlichen Bestimmungen mit Zwangs- 
mitteln durchgesetzt werden. Die zuständige 
Behörde kann die Apotheke schließen oder 
anordnen, daß sie vorübergehend durch einen 
Verwalter betrieben wird. § 11 Abs. 2 Satz 3 
und 4 finden entsprechende Anwendung. 

§ 30 

Wird eine Apotheke betrieben, ohne daß 
eine Betriebsberechtigung oder ein Nutzungs- 
recht nach § 27 vorliegt, oder wird eine Be- 
trieb sberechtigung von einer nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes dazu nicht befugten 
Person ausgeübt, so Ist die Apotheke zu 
schließen. Die zuständige Behörde kann ge- 
statten, daß die Apotheke durch einen Ver- 
walter weiter betrieben wird, bis eine Be- 
triebsberechtigung erteilt oder auf eine Per- 
son übergegangen ist, die zur Ausübung der 
Betriebsberechtigung befugt ist. § 11 Abs. 2 
Satz 3 und 4 finden entsprechende Anwen- 
dung. 

§ 31 

Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Vorschriften über 
die Räume, die Einrichtung und den Betrieb 
von Apotheken zu erlassen, soweit sie zum 
Zwecke der einwandfreien Herstellung, Prü- 
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iung, Aufbewahrung und Abgabe von 
Arzneimitteln erforderlich sind (Apotheken- 
betriebsordnung). 

§ 32 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Vorschriften über 
die nach diesem Gesetz zuständigen Behör- 
den sowie über das Verwaltungsvcrfahren zu 
erlassen. 

ACHTER ABSCHNITT 
Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 33 

Wer eine Apotheke betreibt oder nutzt, 
ohne nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
dazu befugt zu sein, wird mit Gefängnis bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 34 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. den nach § 3 Abs. 2 Satz 1, § 24 Abs. 1 
und Abs. 2 Satz 1 und § 25 A.bs. 1 und 2 
bestehenden Pflichten zuwiderhandelt; 

2. eine Apotheke ohne die nach § 26 erfor- 
derliche Genehmigung der zuständigen Be- 
hörde verlegt; 

3. gegen die nach § 31 erlassenen Vorschrif- 
ten verstößt, soweit in diesen Vorschriften 
auf die Bußgeldbestimmung dieses Gesetzes 
verwiesen wird. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 
für ein gewerbliches Unternehmen, das nicht 
auf Grund einer Betriebsberechtigung, eines 
Nutzungsredites nach § 27 oder eines ärzt- 
lidien oder tierärztlichen Dispensierrechtes 
betrieben wird, die Bezeichnung „Apotheke“ 
oder eine Bezeichnung führt, die in einer 
Wortverbindung oder Wortzusammensetzung 
das Wort „Apotheke“ enthält. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 

NEUNTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 35 

(1) Betriebsberechtigungen, die mindestens 
seit dem 9. Dezember 1948 bestehen, unter- 
liegen für die Zurechnung zu einer der im 
§ 1 Nr. 1 bis 6 bezeichneten Betriebsberechti- 
gungen den zu diesem Zeitpunkt für sie gel- 
tenden Vorschriften. 


(2) Ist nach dem 1. März 1954 eine Perso- 
nalkonzession auf Antrag des Inhabers in eine 
Betriebserlaubnis nach § 1 Nr. 7 umgewan- 
delt worden, so gilt die Umwandlung als 
nicht erfolgt. 

§ 36 

Eine Betriebsberechtigung darf einer Per- 
sonenmehrheit, einer offenen Handelsgesell- 
schaft, einer Kommanditgesellsdiaft oder 
einer juristischen Person nicht mehr erteilt 
werden. Dies gilt nicht für Berechtigungen 
nach § 1 Nr. 4 und 5. 

§ 37 

(1) Für bestehende Zweigapotheken ver- 
bleibt es hlnsichtlidi der Fristen nach § 14 
Abs. 2 bei dem bisher geltenden Recht. 

(2) Auf bestehende Pachtverträge über 
Zweigapotheken finden die Vorschriften des 
§ 14 Abs. 3 und 4 keine Anwendung. 

§ 38 

Einrichtungen, die der Arzneiniittelversor- 
gung von Angehörigen von Verbänden 
dienen, die in Gemeinschaftsunterkünften zu- 
sammengefaßt sind, unterliegen nicht den 
Vorschriften dieses Gesetzes. 

§ 39 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten alle entgegenstehenden Bestimmungen 
außer Kraft, Insbesondere 

1. das Gesetz über die Verpachtung und Ver- 
waltung öffentlidicr Apotheken vom 
13. Dezember 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1445), 

2. die Erste Verordnung zum Gesetz über die 
Verpaditung und Verwaltung öffentlicher 
Apotheken vom 26. März 1936 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 317) in der Fassung der Zwei- 
ten Verordnung zum Gesetz über die Ver- 
pachtung und Verwaltung öffentlicher 
Apotheken vom 5. Dezember 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 745), 

3. das Gesetz über die vorläufige Regelung 
der Errichtung neuer Apotheken vom 
13. Januar 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 9) in 
der Fassung des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung dieses Gesetzes vom 11. August 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 256). 

(2) Mit dem Inkrafttreten einer Verord- 
nung nach § 31 treten die landesrechtlichen 
Apothekenbetriebsordnungen außer Kraft. 
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§ 40 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 


im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 41 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Allgemeines 

1 . 

Die Apothekenbetriebsberechtigung hat sich 
in Deutschland bisher nur auf landesrecht- 
licher Grundlage entwickelt. Seit 1894 verlief 
diese Entwicklung jedoch in allen Ländern 
übereinstimmend dahin, daß für neu zu er- 
richtende Apotheken nur Personalkonzessio- 
nen erteilt wurden. Danach gab es bis zur 
Einführung der Niederlassungsfreiheit in der 
US-Zone in Deutschland folgende drei 
Grundformen: 

Privilegien und Realrechte: 

Frei veräußerlich oder vererblich, meistens 
am Grundstück haftend, in einzelnen Ge- 
genden auch als Realberechtigungen be- 
zeidmet; in Bayern ist die Ausübung dieser 
Beredatlgungen noch von dem Besitz einer 
sogenannten „Betriebsbewilligung“ abhän- 
gige 

Realkonzessionen: 

Persönliche Konzessionen, wobei der Kon- 
zessionär das Recht hat, der zuständigen 
Behörde einen Nachfolger vorzuschlagen, 
dem diese, wenn er die erforderliche beruf- 
liche Qualifikation hat, die Konzession er- 
teilen muß („Präsentationsrecht“). Diese 
Konzession ist daher praktisch ebenfalls 
veräußerlich und vererblich; 

Personalkonzessionen : 

Auf Grund einer Ausschreibung ver- 
liehene persönliche Konzessionen, die bei 
dem Tode des Inhabers oder bei einem Ver- 
zicht an den Staat zurückfallen. Diese Kon- 
zessionen sind also nicht veräußerlich und 
können nicht vererbt werden. In der Mehr- 
zahl der Länder besteht ein sogenanntes 
Witwenrecht (Nutzungsrecht für die Witwe 
und die Kinder bis zur Volljährigkeit). 

Daneben gab es Erlaubnisse für Zweig- und 
für Krankenhausapotheken. 


Neue Apotheken konnten, wie gesagt, nur 
auf der Grundlage der Personalkonzessionen 
errichtet werden. Dabei erfolgt die Vergebung 
der Konzession im Ausschreibungsverfahren, 
wonach im allgemeinen der Bewerber mit 
dem höchsten „Betriebsberechtigungsalter“ 
die Konzession erhält. 

Ob eine neue Apotheke zu errichten ist sowie 
die Lage der Apotheke wird von der Be- 
hörde bestimmt, die hierbei allein von dem 
Bedürfnis der Bevölkerung nach einer ausrei- 
chenden Arzneimittelversorgung ausgeht. 

Hierin trat in der amerikanischen Besatzungs- 
zone Ende 1948/Anfang 1949 infolge der 
Verkündung des Grundsatzes der Gewerbe- 
freiheit durch die amerikanische Besatzungs- 
macht eine Änderung ein. Zwar sollten Apo- 
theker auch weiterhin einer behördlichen Zu- 
lassung bedürfen; aber diese sollte nicht we- 
gen fehlenden Bedürfnisses versagt werden 
dürfen. Daraufhin wurden in den Ländern 
der LJS-Zone sogenannte „Lizenzen“ (auch 
„Erlaubnisse“, „Berechtigungen“ oder „Zulas- 
sungen“ genannt) für Apotheken an jeden 
qualifizierten Apotheker vergeben, der darum 
ansuchte. Nur in Bremen wurde bereits durch 
das Übergangsgesetz zur Regelung der Ge- 
werbefreiheit vom 24. Januar 1949 und die 
dazu ergangene 2. und 6. Durchführungs- 
verordnung vom 14. Februar und vom 
11. November 1949 die gesetzliche Grund- 
lage für die „Zulassung“ von Apotheken im 
Rahmen der Gewerbefreiheit gesAaffen, wäh- 
rend In den übrigen Ländern der US-Zone 
die „Lizenzen“ zunächst lediglich nach Maß- 
gabe von Verwaltungsanordnungen erteilt 
wurden. 

Später wurden dann in dem ehemaligen 
Württemberg-Baden das Gesetz über die Zu- 
lassung neuer Apotheken vom 4. Februar 
1952 (RegBl. S. 14) und in Bayern das Ge- 
setz über das Apothekenwesen vom 16. Juni 
1952 (GVBl. S. 181) erlassen, wonach Apo- 
theken auf Grund einer „Genehmigung“ bzw. 
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„Betriebserlaubnis“ betrieben werden, die 
aber ebenfalls jedem qualifizierten Nachfol- 
ger erteilt wird, auf den die Verfügungsge- 
walt über die Apothekenbetriebsräume und 
die Einrichtung übergegangen ist. Die Frei- 
heit zur Errichtung neuer Apotheken unab- 
hängig von der Bedürfnisfrage ist in beiden 
Ländern insofern erhalten geblieben, als le- 
diglich eine Kannvorschrift die Behörde er- 
mächtigt, die Betriebserlaubnis für eine neue 
Apotheke bei mangelndem Bedürfnis zu ver- 
sagen (Art. 3 Abs. 1 des Bayerisdien Geset- 
zes und § 2 des Württemberg-Badisdien Ge- 
setzes, das die Vorschrift überdies auch auf 
Gemeinden über 50 000 Einwohner be- 
schränkt). In den Ländern Hessen und Bre- 
men gibt es auch heute landesrechtlich über- 
haupt keine Schranken für die Errichtung 
neuer Apotheken. 

Dies hat in der amerikanischen Besatzungs- 
zone zu einer nicht nur starken, sondern auch 
ganz ungeregelten Vermehrung der Apothe- 
ken geführt. Es war ernstlich zu befürchten, 
daß durch den dadurch entstehenden Konkur- 
renzkampf der Apotheken untereinander, der 
dem deutschen Apothekenwesen bisher 
fremd war, der Charakter der Apotheke in 
einer besorgniserregenden und unerwünsch- 
ten Weise verändert wurde. 

Die Auffassung, daß dieser Entwicklung ein 
Ende gesetzt werden müsse, wurde bald all- 
gemein. Bereits 1950 veröffentlichte die Deut- 
sche Apothekerschaft den „Frankfurter Ent- 
wurf“, der auf dem Grundsatz der sogenann- 
ten Niederlassungsfreiheit beruht. Nach dle- 
schem Entwurf liegt die Initiative zur Er- 
richtung einer neuen Apotheke nicht bei der 
zuständigen Behörde, sondern In der Hand 
des interessierten Apothekers. Eine Ausschrei- 
bung findet nicht statt. Die Erlaubnis Ist 
zwär eine persönliche, aber sie folgt dem Ver- 
fügungsrecht über die Betriebsräume und dem 
Eigentum an der Apothekeneinrichtung. Die 
öffentlichen Apotheken werden in dem Ent- 
wurf ausdrücklich als veräußerlich, vererblich 
und verpachtbar bezeichnet. Dieser Entwurf 
wurde fast in vollem Umfange in den Ent- 
wurf eines Gesetzes über das Apotheken- 
wesen übernommen, der von der CDU/CSU- 
Fraktion des Bundestages im Juli 1951 ein- 
gebracht wurde. Im Oktober 1951 beschloß 
außerdem der Bundesrat auf Antrag des Lan- 
des Hessen, die Bundesregierung zu ersuchen, 
das Apothekenwesen bundesgesetzlich zu 
regeln. 

Der Bundestagsausschuß für Fragen des Ge- 
sundheitswesens beschäftigte sich sehr ein- 


gehend mit dem Entwurf der CDU/CSU- 
Fraktion, ohne jedoch zu einem Beschluß zu 
gelangen. Schließlich wurde im Mai 1952 aus 
der Mitte des Bundestages ein neuer Gesetz- 
entwurf eingebracht, der den Zweck hatte, 
der weiteren Vermehrung der Apotheken in 
der amerikanischen Zone ohne Prüfung des 
Bedürfnisses ein Ende zu setzen und damit 
dem Bundesgesetzgeber die notwendige Zeit 
für die Beschlußfassung über einen von der 
Bundesregierung vorzulegenden Gesetzent- 
wurf zu geben. Es kam zu dem Gesetz über 
die vorläufige Regelung der Errichtung neuer 
Apotheken vom 13. Januar 1953 (BGBl. I 
S. 9), in dem bestimmt wurde, daß mit Wir- 
kung vom 15. Januar 1953 Im Bundesgebiet 
neue Apotheken nur nach den Vorschriften 
errichtet werden dürfen, die In den einzelnen 
Ländern am 1. Oktober 1945 dafür maß- 
gebend waren. Die Geltung dieses Gesetzes, 
die bis zum 15. Juli 1953 begrenzt war, 
wurde zunächst durch das Gesetz vom 4. Juli 

1953 (BGBl. I S. 469) bis zum 30. September 

1954 und durch ein weiteres Gesetz vom 
10. August 1954 (BGBl. I S. 256) bis zum 
31. Dezember 1955 verlängert. 

II. 

Bei einer bundeseinheitlichen Regelung des 
Rechtes der Apothekenbetriebsform ist von 
der Frage auszugehen, ob es möglich ist, die 
Vielzahl der in Deutschland bestehenden Be- 
triebsformen auf eine gemeinsame Form zu 
bringen, sei es auf der Grundlage einer der 
bestehenden oder durch eine neu zuschaffende 
Betriebsform. 

Die V ereinheltllchung der Apothekenbetriebs- 
formen in Deutschland auf einem dieser Wege 
ist von der Bundesregierung lange und ein- 
gehend erwogen worden. Sie hat insbesondere 
den von der Deutschen Apothekerschaft aus- 
gearbeiteten Vorschlag, wie er in Gestalt des 
sogenannten Frankfurter Entwurfs vorliegt, 
sorgfältig geprüft; sie konnte ihm jedoch 
nicht beitreten. Das System der „gelenkten 
Niederlassungsfreiheit“ ist praktisch mit der 
Realkonzession identisch. Die Vereinheit- 
lichung der Apothekenbetriebsrechte auf der 
Grundlage einer vererblichen und veräußer- 
lichen Betriebsberechtigung in Angleichung 
an die bestehenden Privilegien, Realkonzes- 
sionen oder „Lizenzen“ würde für die bishe- 
rigen Personalkonzessionen einen Geschäfts- 
wert entstehen lassen, da damit auch diese 
Apotheken vererblich und veräußerlich wür- 
den. Dieser Geschäftswert muß jeweils vom 
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Nachfolger aufgebracht werden und würde 
den Betrieb dieser Apotheken verteuern. Die 
Bundesregierung ist jedoch der Meinung, daß 
im Interesse der Arzneimittelversorgung eine 
Apothekenbetriebsform erhalten bleiben 
muß, bei der die Entstehung elne5 überstei- 
gerten Geschäftswertes nicht möglich Ist. 

Eine weitere Folge der Veräußerlichkek aller 
Apotheken würde darin bestehen, daß der 
Erwerb eines Betriebs recht es praktisch nur 
noch durch Kauf, Erbfall oder Einheirat mög- 
lich sein würde. Dies würde dazu führen, daß 
die freiwerdenden Apotheken von kaufkräf- 
tigen Apothekern In jungen Jahren erworben 
und die weniger kaufkräftigen Apo- 
theker dadurch von dem Erwerb ausgeschlos- 
sen würden. Für wenig bemittelte Berufs- 
anwärter würde dadurch die Aussicht auf 
berufliche Selbständigkeit gegenüber dem bis- 
herigen Zustand erheblich sinken. Das würde 
wiederum manchen strebsamen, aber weniger 
begüterten Abiturienten abhalten, den Apo- 
thekerberuf zu ergreifen, so daß bald nicht 
mehr genügend angestellte Apotheker zur 
Verfügung stehen würden. 

Diese Überlegungen dürften es auch gewesen 
sein, die es dem Bundestagsausschuß für Fra- 
gen des Gesundheitswesens unmöglich mach- 
ten, sich zugunsten des auf dem Frankfurter 
Entwurf beruhenden Entwurfs der CDU/ 
CSU-Fraktlon auszusprechen. 

Die andere Möglichkeit der Vereinheitlichung 
der Apothekenbetriebsrechte auf der Grund- 
lage der Personalkonzession, also eines per- 
sönlichen Betriebsrechtes ohne das Recht der 
Präsentation eines Nachfolgers, würde eine 
Rechts- und damit Wertminderung der bis- 
her vererblichen und veräußerlichen Betriebs- 
rechte und der mit Präsentationsrecht ausge- 
statteten Realkonzession zur Folge haben, so 
daß mit Entschädigungsansprüchen zu rech- 
nen sein würde. 

Die Bundesregierung sieht deshalb keinen 
Weg, die versdiledenen bestehenden Apothe- 
kenbetriebsrechte in eine einheitliche Rechts- 
form zu bringen. Sie ist der Auffassung, daß 
die bestehenden verkäuflichen und vererb- 
lichen Betriebsrechte und die Realkonzession 
anerkannt werden müssen, kann es aber an- 
dererseits aus den angegebenen Gründen nicht 
vertreten, den Inhabern der bisherigen und 
noch zu erteilenden Personalkonzessionen das 
Recht der Präsentation eines Nadifolgers ein- 
zuräumen. 

Darüber hinaus ist die Bundesregierung je- 
doch der Ansicht, daß das Nebeneinander- 


bestehen veräußerllcher und unveräußer- 
licher Betriebsrechte den nicht zu unter- 
schätzenden Vorteil mit sich bringt, daß der 
um berufliche Selbständigkeit bemühte Apo- 
theker auch ohne Kauf eines veräußerlichen 
Betriebsrechtes zur Selbständigkeit gelangen 
kann, wodurch gleichzeitig eine Überbewer- 
tung der veräußerlichen Betriebsrechte ver- 
hindert wird. 

Die Bundesregierung sieht daher in einem 
derartigen gemischten System unter Bevor- 
zugung der Personalkonzession für neu zu 
errichtende Apotheken eine Lösung ider Apo- 
thekenfrage, die sowohl den soziologischen 
Forderungen der heutigen Gesellschaftsauf- 
fassung gerecht wird als auch den Erforder- 
nissen einer einwandfreien Arzneimittelver- 
sorgung Genüge leistet. Im einzelnen erhält 
das Recht der Privilegien, Realrechte und 
Realkonzessionen einige neue Züge; das der 
Personalkonzession wird fortentwickelt, die 
„Lizenzen“ werden in das System der seithe- 
rigen Apothekenbetriebsberechtigungen ein- 
geordnet. 

Die Kompetenz des Bundes zu einer gesetz- 
lichen Regelung dieser Materie ergibt sich aus 
Art. 74 Nr. 19 des Grundgesetzes. Hiernach 
gehört zur konkurrierenden Gesetzgebung 
die Regelung des Verkehrs mit Arzneien, 
Heil- und Betäubungsmitteln und Giften. 
Nach der Auffassung der Bundesregierung 
umfaßt der Begriff des „Verkehrs“ auch die 
jEinrichtungen, über die sich der Verkehr 
vollzieht. Dazu gehören die Apotheken. Fer- 
ner gehört nach der genannten Bestimmung 
des Grundgesetzes zur konkurrierenden Ge- 
setzgebung die Zulassung zu den Heilberufen, 
Ein solcher Ist unbestritten der Apotheker- 
beruf. Das vorliegende Gesetz regelt die Zu- 
lassung zu einer der Formen, in denen dieser 
Beruf ausgeübt wird, nämlich als selbständi- 
ger Leiter einer Apotheke. Nach Art. 12 
Abs. 1 Satz 2 GG kann die Berufsausübung 
durch Gesetz geregelt werden. 

Ein Bedürfnis nach einer bundesgesetzlichen 
Regelung im Sinne des Art. 72 Abs. 2 GG ist 
ebenfalls gegeben. Zwar hat sich das Recht 
der Apothekenbetriebsform In früheren Zei- 
ten auf der Ebene des Landesrechtes entwik- 
kelt; aber mindestens seit dem Jahre 1894 
war es auf der Grundlage der Personalkon- 
zession praktisch zu einer Rechtseinheit für 
neu zu errichtende Apotheken gekommen. 
Diese wurde durch die Anwendung des 
Grundsatzes der Gewerbefreiheit auf Apo- 
theken in der amerikanischen Zone durch- 
brochen. Im Gefolge dieser Entwicklung sind 
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neue Betriebsformen entstanden, die die Ge- 
fahr einer erneuten Zersplitterung auf die- 
sem Rechtsgebiet in sich tragen. Unter diesen 
Umständen kann die weitere Gesetzgebung 
nicht mehr dem Landesrecht überlassen wer- 
den, sondern sie muß in die Hand eines Ge- 
setzgebers gelegt werden. Hinzu kommt, daß 
auch der Verkehr mit Arzneimitteln wie 
viele Fragen des Gesundheitswesens In seiner 
Bedeutung über die Grenzen der einzelnen 
Länder hinausreicht und eine großräumige 
Behandlung durch den Gesetzgeber bean- 
sprucht. 

Der Gesetzentwurf sieht In § 7 vor, daß eine 
neue Apotheke im Ausschreibungswege dort 
errichtet werden soll, wo dies eine Verbesse- 
rung der Arzneimittelversorgung herbeifüh- 
ren würde. In Stadtkreisen und Badeorten 
soll daneben die Neuerrichtung auf Antrag 
möglich sein, jedoch nur solange, bis auf je 
7000 Einwohner eine Apotheke vorhanden 
ist. Vor jeder Neuerrichtung einer Apotheke 
Ist also die Bedürfnisfrage zu prüfen. Die 
Frage, ob eine solche Bestimmung mit Art. 12 
Abs. 1 Satz 1 GG vereinbar ist. Ist aus folgen- 
den Erwägungen zu bejahen. 

Von der Verwaltungsrechtsprechung ist an- 
erkannt, daß die Volksgesundheit eines der 
für den Bestand der Gemeinschaft notwendi- 
gen Rechtsgüter ist, denen gegenüber das 
Grundrecht der freien Berufswahl gegebenen- 
falls zurücktreten muß. 

Die Notwendigkeit, die Zahl der Apotheken 
zu beschränken, liegt In der besonderen Art 
der Aufgaben und des Betriebes einer Apo- 
theke begründet; sie Ist zwar zu den gewerb- 
lichen Betrieben zu rechnen, nimmt aber 
unter diesen durchaus eine Sonderstellung ein. 
Die Apothekenbetriebsordnung macht es dem 
Apotheker in weitem Umfange unmöglich, 
seinen Betrieb nach kaufmännischen Gesichts- 
punkten zu führen, verpflichtet ihn vielmehr 
im Interesse der Volksgesundheit, vielfach 
entgegen den sonst üblichen Geschäftsprin- 
zipien zu handeln. 

Auf Grund der Apothekenbetriebsordnung 
hat er folgende Verpflichtungen: 

1. Er hat bestimmte Arzneimittel — z. B. 
Sera und sonstige lebenswichtige Mittel 
sowie Betäubungsmittel — unabhängig 
von Ihrer Marktgängigkeit im vorgeschrie- 
benen Umfange vorrätig zu halten. 

2. Eine große Anzahl seiner Mittel darf er 
nicht ohne Vorlage eines ärztlichen Re- 
zeptes abgeben und für viele auch keiner- 
lei Werbung betreiben. 


3. Die Güte der Arzneimittel ist ihm durch 
die Vorschriften des Deutschen Arznei- 
buches, die Preise sind ihm durch eine 
amtliche Arzneitaxe vorgeschrieben. 

4. Er hat in bestimmtem Umfange als Apo- 
theker ausgebildetes Personal zu beschäf- 
tigen. 

5. Er hat durch Nacht- und Sonntagsdienst- 
bereitschaft auch außerhalb der Laden- 
schlußzeiten die jederzeitige Arzneimittel- 
abgabe zu ermöglichen. 

Diese seine kaufmännische Freiheit erheblich 
einschränkenden Bestimmungen müssen auf- 
recht erhalten bleiben, wenn die Sicherheit 
und oft lebensrettende Schnelligkeit der Arz- 
neimittelversorgung weiterhin gewährleistet 
bleiben soll. Ihre Durchführung setzt aber 
Apotheken von einer gewissen wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit voraus. Eine unge- 
regelte Vermehrung würde die Leistungs- 
fähigkeit sowohl der neuen wie der bestehen- 
den Apotheken zwangsläufig beeinträchtigen. 
Wenn der Apotheker, weil der Umsatz an 
Arzneimitteln allein für die wirtschaftliche 
Existenz nicht ausreicht, zur Vermeidung 
wirtschaftlicher Schwierigkeiten seine Arznei- 
mittelbevorratung verringert und seine Tätig- 
keit auf den Verkauf anderer Waren verlegt, 
ist die sichere und schnelle Belieferung der 
ärztlichen Verordnungen nicht mehr gewähr- 
leistet. Bei der großen Anzahl der gebräuch- 
lichen Arzneimittel würde auch eine noch so 
umfangreiche behördliche Überwachung die 
Einhaltung der Betriebsvorschriften nicht er- 
zwingen können. Schließlich ist ein gewisser 
Geschäftsumfang der Apotheke erforderlich, 
um es dem Apotheker zu ermöglichen, die 
zur Erhaltung der wissenschaftlichen Grund- 
lagen seiner Berufstätigkeit notwendigen be- 
ruflichen Erfahrungen zu sammeln. 

Aus dem Gesagten ergibt sich, daß die Be- 
dürfnisprüfung bei der Errichtung neuer 
Apotheken allein auf das öffentliche Interesse, 
nämlich den Schutz der Volksgesundheit ab- 
gestellt ist; verfassungsrechtliche Bedenken 
können nach Auffassung der Bundesregierung 
dagegen nicht geltend gemacht werden. 

Besonderes 

Zu § 1 

§ 1 legt mit ausschließlicher Wirkung den 
Kreis der Berechtigungen fest, auf Grund 
deren Apotheken betrieben werden dürfen. 
Das Recht des Staates hierzu ergibt sich aus 
den im öffentlichen Interesse liegenden Auf- 
gaben der Apotheke. 
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Neben den historischen Berechtigungsarten 
der Privilegien und Realrechte einschließlich 
der mit diesen verbundenen „Betriebsbewilli- 
gungen der Realkonzessionen und der Per- 
sonalkonzessionen müssen auch die Erlaub- 
nisse zum Betrieb von Zweig- und Kranken- 
hausapotheken aufgeführt werden, sowie die 
sogenannte Zwischenerlaubnis, die dem Ver- 
walter einer Apotheke in gewissen Fällen er- 
teilt wird. Mit den unter Nr. 7 bezeichneten 
„Sonstigen Betriebserlaubnissen“ sollen die in 
den Ländern der amerikanischen Zone nach 
der Einführung der Gewerbefreiheit für Apo- 
theken — für die als frühester Stichtag der 
10. Dezember 1948 angenommen wird — 
erteilten Erlaubnisse, Berechtigungen oder Zu- 
lassungen einschließlich der Erlaubnisse er- 
faßt werden, die 

a) in Bremen auf Grund des Übergangsge- 
setzes zur Regelung der Gewerbefreiheit 
vom 24. Januar 1949 (Brem. Gesetzbl. 

5. 13) und der dazu ergangenen 2. und 

6. Durchführungsverordnung vom 14. Fe- 
bruar 1949 und vom 11. November 1949, 

b) in dem früheren Land Württemberg- 
Baden auf Grund des Gesetzes Nr. 3034 
über die Zulassung neuer Apotheken 
(Reg.Bl. S, 14), 

c) in Bayern auf Grund des Gesetzes über 
das Apothekenwesen (Apothekengesetz) 
vom 16. Juni 1952 (GVBl. S. 181), 

erteilt worden sind. 

Das Nutzungsrecht nach § 27 ist keine Be- 
triebsberechtigung in diesem Sinne, sondern 
nur die Fortwirkung einer solchen. 

Zu § 2 

Während § 1 die Rechtsform des Betriebes 
regelt, bestimmt § 2, welche persönlichen 
Eigenschaften für die Ausübung des Betriebs- 
rechtes erforderlich sind. 

Es handelt sich um die selbständige Aus- 
übung eines Berufes, der eine im öffentlichen 
Interesse liegende Aufgabe erfüllt. Daraus er- 
geben sich die Anforderungen nach Nr. 1 
bis 5. 

Der öffentliche Charakter der Apotheke läßt 
cs geboten erscheinen, daß nur Deutsche In- 
haber einer Apothekenbetriebsberechtigung 
sein können. Auch die Beschränkung der Zahl 
der Apotheken gibt Veranlassung, Deutschen 
diese Betriebsrechte vorzubehalten, soweit 
nicht durch zwischenstaatliche Verträge eine 
gleiche Behandlung Deutschen im Auslande 
zusteht. Flelmatlose Ausländer im Sinne des 


Gesetzes vom 25. April 1951 werden wie 
Deutsche behandelt (Nr. 1). 

Um eine gleichbestellte Bestallung handelt es 
sich dann, wenn nach § 3 der Reichsapothe- 
kerordnung vom 18. April 1937 (RGBl. I 
S. 457) einem im Ausland bestallten Apothe- 
ker die Ausübung des Apothekerberufes im 
Bundesgebiet widerruflich gestattet worden 
ist. Ausländische Prüfungen heimatloser Aus- 
länder und der unter das Bundesvertriebenen- 
gesetz fallenden Personen sind nach Maßgabe 
der für diesen Personenkreis geltenden Son- 
dergesetze anzuerkennen (Nr. 3). 

Zu § 3 

Es dürfte Übereinstimmung bestehen, daß die 
Zahl der Privilegien und Realrechte nicht ver- 
mehrt werden soll (Abs. 1). 

Diese Betriebsberechtigungen sollen nicht von 
nichtqualifizierten Personen ausgeübt oder 
genutzt werden dürfen (abgesehen von dem 
Nutzungsrecht nach § 27). Für die Übertra- 
gung auf eine Person, die die Voraussetzun- 
gen des § 2 erfüllt, ist eine ausreichende Frist 
gesetzt (Abs, 2). 

Die zu § 2 Nr. 1 angegebenen Gründe lassen 
es geboten erscheinen, daß der Inhaber eines 
Privilegs oder Realrechtes, der die dort be- 
zeichneten Voraussetzungen nicht mehr er- 
füllt, die Betriebsberechtigung auf eine zu 
ihrer Ausübung berechtigte Person überträgt. 
Eine Verpflichtung zur Verpachtung, wie sie 
bei dem Verlust der Voraussetzungen nach 
§ 2 Nr. 2 bis 5 vorgesehen ist (vgl. § 17), er- 
scheint hier nicht ausreichend (Abs. 4). 

Zu § 4 

Auch Realkonzessionen sollen für neue Apo- 
theken nicht mehr erteilt werden, sondern 
nur für bestehende (Abs. 1). 

Es ist notwendig, die örtliche Lage der Apo- 
theke in der Urkunde zu bezeichnen (Abs. 2), 
da andernfalls beliebige Verlegungen von 
Apotheken auf andere Grundstücke möglich 
wären, durch die die planmäßige Versorgung 
der Bevölkerung mit Arzneimitteln gefähr- 
det werden könnte. Nach § 26 bedarf daher 
die Verlegung einer Apotheke einer besonde- 
ren behördlichen Genehmigung. Für das Er- 
löschen der Realkonzession infolge Fortfalles 
der Voraussetzungen des § 2 Nr. 1 sind eben- 
falls die zu § 2 Nr. 1 aufgeführten Gründe 
maßgebend. Der Inhaber der Berechtigung 
kann diese nach den Vorschriften des Abs. 4 
auf einen Nachfolger übertragen (Abs. 3). 
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In Teilen des Bundesgebietes gibt es Real- 
konzessionen, die nidit verkäuflich, sondern 
nur vererblidi sind. Diesen wird das Präsen- 
tationsrecht nur in dem bisherigen Umfange 
zugestanden. Es ersdieint erforderlldi, die 
Ausübung des Präsentationsrechtes durch 
Erben an eine bestimmte Frist zu binden, um 
die ordnungsmäßige Weiterführung der Apo- 
theke zu sidiern (Abs. 4). 

Da die Realkonzession im Gegensatz zu dem 
Privileg oder Realrecht bei Vorliegen der 
Fälle des Absatzes 3 erlischt, ist es notwendig, 
für die Zeit bis zur Neuerteilung der Konzes- 
sion dem Verwalter eine Zwischenerlaubnis 
zu erteilen (Abs. 5). Entsprediendes gilt für 
den Pächter. Die Zwlsdienerlaubnis muß je- 
doch auf die im Pachtvertrag festgelegte 
Pachtdauer beschränkt werden (Abs. 6). 

Zu § 5 

Wie bereits im Allgemeinen Teil ausgeführt 
wurde, sind der Grundsatz der Gewerbefrei- 
heit und das Lizenzsystem für das deutscJie 
Apothekenwesen abzulehnen. Deshalb sollen 
Betriebserlaubnisse der in § 1 Nr. 7 bezeich- 
neten Art in Zukunft nicht mehr erteilt wer- 
den (Abs. 1). 

Die bestehenden Erlaubnisse sollen auf die 
Betriebsform der Personalkonzession über- 
geleitet werden. Das soll jedocJi nlcJit sofort 
geschehen. Die gegenwärtigen Inhaber oder 
Ihre Erben sollen vielmehr die Möglichkeit 
behalten, die Apothekenbetriebsräume und 
die Einrichtung auf einen qualifizierten Nach- 
folger ihrer Wahl zu übertragen mit der 
Folge, daß diesem eine neue Betriebsberech- 
tigung als Personalkonzession erteilt wird 
(Abs. 3). 

Zu § 6 

Die bestehenden Personalkonzessionen sollen 
nach dem Erlöschen als solche wieder ausge- 
schrieben und vergeben werden. Es können 
aber, z. B. durch Industrieverlagerungen, so 
erhebliche Verschiebungen der Bevölkerung 
eintreten, daß eine bestehende Apotheke 
weder für die Arzneimittelversorgung erfor- 
derlich noch überhaupt wirtschaftlich existenz- 
fähig ist. In diesen Fällen muß es möglich 
sein, von der Wiederausschreibung abzusehen 
(Abs. 1). 

Für neu zu errichtende Apotheken sollen aus 
den im Allgemeinen Teil angegebenen Grün- 
den nur Personalkonzessionen erteilt werden 
(Abs. 2). 


Zu §7 

Personalkonzessionen für bereits bestehende 
und für neu zu errichtende Apotheken wur- 
den bisher nur Im Wege der Ausschreibung 
erteilt. In Zukunft soll die Möglichkeit gege- 
ben werden, derartige Betriebsberechtigungen 
für neue Apotheken unter bestimmten Vor- 
aussetzungen auch auf Antrag eines Apothe- 
kers zu vergeben (Abs. 1). 

Die Versorgung der Bevölkerung mit Arznei- 
mitteln ist eine Aufgabe von öffentlichem 
Interesse. Es Ist daher nicht vertretbar, die 
Erfüllung dieser Aufgabe allein der Initia- 
tive eines Berufsstandes oder den wirtschaft- 
lichen Erwägungen eines einzelnen Apothe- 
kers zu überlassen. In ländlichen Gebieten ist 
es erforderlich, Apotheken planmäßig unter 
Bestimmung ihrer örtlichen Lage anzulegen, 
um eine oft lebensbedrohende Verzögerung 
In der Beschaffung von Arzneimitteln zu ver- 
meiden. Es muß deshalb daran festgehalten 
werden, daß die zuständige Behörde durch 
Ausschreibung neuer Apotheken für die Ver- 
besserung der Arzneimittelversorgung zu sor- 
gen hat. Dabei ist zu beachten, daß nur eine 
wirtschaftlich leistungsfähige Apotheke über 
die zur einwandfreien Herstellung, Prüfung, 
Aufbewahrung und Abgabe erforderlichen 
Einrichtungen verfügen kann und In der Lage 
ist, den vorgeschriebenen und notwendigen 
Vorrat an lebenswichtigen Arzneimitteln zu 
halten. Eine Apotheke, die diese Vorausset- 
zungen nicht erfüllen kann, bedeutet nicht 
nur keine Verbesserung der Arzneimittelver- 
sorgung, sondern würde diese geradezu ge- 
fährden. Dies gilt in gleichem Maße aber auch 
für bestehende Apotheken, die durch eine 
neue Apotheke in ihrer Leistungsfähigkeit 
nicht so stark beeinträchtigt werden dürfen, 
daß sie einen einwandfreien Apotheken- 
betrieb nicht mehr aufrecht erhalten können 
(Abs. 2). 

Zum Unterschied gegenüber den Versorgungs- 
verhältnissen auf dem Lande bestehen jedoch 
für die größeren Städte in den meisten Fällen 
keine Bedenken, von der Bestimmung der 
örtlichen Lage neuer Apotheken abzusehen 
und der Initiative der Apotheker Raum zu 
geben. In diesen Städten ist bei den heutigen 
Verkehrsverhältnissen der Bewohner nicht 
mehr an sein Wohnviertel gebunden. Ebenso 
herrschen auch in Badeorten andere Voraus- 
setzungen, da hier neben der ansässigen Be- 
völkerung ständig eine erhebliche Anzahl von 
Badegästen mit Arzneimitteln zu versorgen 
ist. Die zu Absatz 2 dargelegten Gründe für 
die im Interesse der Arzneimittelversorgung 
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erforderliche Leistungsfähigkeit müssen je- 
doch auch für diese Apotheken gelten. Im In- 
teresse einer gleichmäßigen Verwaltungshand- 
habung erscheint es zweckmäßig und notwen- 
dig, für die Beurteilung der Leistungsfähig- 
keit einen möglichst klaren und einfachen 
Maßstab festzusetzen. Dieser dürfte in dem 
Verhältnis der Einwohnerzahl zur Zahl der 
Apotheken gegeben sein. Nach den bisherigen 
Erfahrungen stellt im Durchschnitt die Zahl 
von 7000 Einwohnern je Apotheke die Min- 
destgrenze dar, bei der eine Apotheke noch 
in der Lage ist, einen ordnungsmäßigen Apo- 
thekenbetrieb aufrecht zu erhalten (Abs. 3). 

Da auch für die Stadtkreise und Badeorte 
neben dem Antragsverfahren weiterhin das 
Ausschreibungsverfahren beibehalten werden 
muß, Ist es erforderlich, Bestimmung darüber 
zu treffen, daß eine behördliche Ausschrei- 
bung nicht durch eine nachträgliche Antrag- 
stellung wirkungslos gemacht werden kann 
(Abs. 4). 

Zu § 8 

Um zu verhindern, daß Anträge auf Errich- 
tung von Apotheken lediglich aus Gründen 
der Priorität gestellt werden, muß von den 
Antragstellern verlangt werden, daß sie be- 
reits im Zeitpunkt der Antragstellung über 
die für den Betrieb einer Apotheke erforder- 
lichen Räume verfügen (Abs. 1). 

Für die Auswahl der Bewerber um eine aus- 
geschriebene Apotheke soll neben ihrer Eig- 
nung das Betriebsberechtigungsalter maßge- 
bend sein, da dieses nach den bisherigen Er- 
fahrungen das objektivste Verfahren dar- 
stellt. Unberührt bleiben Vorschriften, die die 
Bevorzugung bestimmter Personenkreise vor- 
sehen (z. B. im Bundesvertriebenengesetz, 
Bundes-Heimkehrergesetz und Bundeseva- 
kuiertengesetz), da es sich hierbei um Spezial- 
vorschriften handelt, die durch spätere ge- 
setzliche Regelung einzelner Sachgebiete nicht 
berührt werden (Abs. 2). 

Die zur Zeit bestehenden Unterschiede in der 
Berechnung des Berechtigungsalters bedeuten 
für die Bewerber um Personalkonzessionen 
eine starke Erschwerung (Abs. 3). 

Zu § 9 

Es wurde stets als Härte empfunden, daß eine 
heimgefallene Personalkonzession nicht dem 
Sohn des Vorbesitzers, auch wenn er Apothe- 
ker war, verliehen werden konnte, weil er 
ein um wenige Jahre geringeres Berechtigungs- 
alter hatte als ein anderer Bewerber. Ande- 
rerseits bedeutet jede Bevorzugung einer be- 


stimmten Gruppe unter den Bewerbern eine 
Bienachteillgung für die übrigen Bewerber. 
Die Bevorzugung eines Kindes des Vorbesit- 
zers muß sich daher in bestimmten Grenzen 
halten. Die Benachteiligung der übrigen Be- 
werber, die diesen eine Verschlechterung ihrer 
Aussichten auf Selbständigkeit und Versor- 
gung ihrer Familien bringt, muß wenigstens 
in einem gewissen Umfange durch eine Ab- 
gabe ausgeglichen werden, die der Versorgung 
der angestellten Apotheker zugute kommt. 
Eine Abgabe In Höhe von 6 v. H. des durdi- 
schnlttliAen Jahresumsatzes dürfte wirt- 
schaftlich tragbar sein, da dieser Satz um 2 bis 
3 V. H. unter dem üblichen Pachtzins liegt. 

Zu § 10 

Bei der Neuverleihung des Betriebsrechtes für 
eine Apotheke, die seit langen Jahren ver- 
pachtet ist, im Wege der Ausschreibung, kön- 
nen Härten für den sich bewerbenden Päch- 
ter auftreten, wenn gleichzeitig Bewerber mit 
höherem Berechtigungsalter vorhanden sind. 
Er Ist in dieser langen Zeit mit der Apotheke 
und Ihrem Kundenkreis eng verwachsen, so 
daß es gerechtfertigt und billig erscheint, ihm 
die Konzession ohne Ausschreibung zu ertei- 
len. Als Mindestpachtdauer werden 15 Jahre 
zugrunde gelegt. In diesen Fällen wird der 
Pächter ohnehin zu den BeweAern mit den 
höchsten Berechtigungsaltern gehören (Abs. 1). 
Das Problem der „Wiederaufbaupächter“, das 
in großem Umfange nach dem Kriege auf- 
trat, wurde von den Ländern Nordrhein- 
Westfalen, Niedersachsen und Hamburg be- 
reits In dem In Abs. 2 vorgesehenen Sinne ge- 
regelt. Nur durch diese Regelung war es mög- 
lich, viele kriegszerstörte Apotheken, -die auf 
Grund eines Nutzungsrechtes betrieben wur- 
den, wieder aufzubauen und betriebsfähig zu 
machen. Diese von den genannten Ländern 
zugesicherte Bevorzugung muß aufrecht erhal- 
ten bleiben, da für viele der durch einen Wie- 
deraufbaupächter erstellten Apotheken das 
Nutzungsrecht noch nicht abgelaufen ist. An- 
dernfalls würde der Wiederaufbaupächter bei 
Heimfall der Konzession dieser zugesicherten 
Bevorzugung verlustig gehen (Abs. 2). 

Zu § 11 

Diese Bestimmungen regeln die Vorausset- 
zungen für das Erlöschen einer Personalkon- 
zession (Abs. 1) sowie die rechtlichen Verhält- 
nisse bis zur Erteilung einer neuen derartigen 
Konzession. 

Durch die Erteilung einer Zwischenerlaubnis 
an den von der zuständigen Behörde bestell- 
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ten Verwalter wird die Grundlage für den 
vorläufigen Wekerbetrieb der Apotheke ge- 
schaffen. Sind beim Tode des Inhabers Nut- 
zungsberechtigte nach § 27 vorhanden, so re- 
gelt sich der Weiterbetrieb der Apotheke nach 
den dortigen Bestimmungen (Abs. 2). 

Der Verwalter muß mit den Erben, die das 
Verfügungsrecht über die Räume, Einrich- 
tungen und das Warenlager haben, einen ent- 
sprechenden Vertrag schließen. Im Interesse 
des Weiterbetriebs der Apotheke, aus wel- 
chem im übrigen die Erben Nutzen ziehen, 
erscheint es zumutbar, zu verlangen, daß die 
Veräußerung der Apothekeneinrichtung und 
des Warenlagers sowie die anderweitige Ver- 
fügung über die Apothekenräume für die 
Dauer eines Jahres aufgeschoben wird (Abs. 3\ 

Zu § 12 

Die Zurücknahme der Personalkonzession in 
den Fällen des Abs, 1 Nr. 1 und 2 bedarf 
keiner Begründung. Der Betrieb einer neu- 
errichteten Apotheke muß in angemessener 
Zeit nach derKonzessionserteilung aufgenom- 
men werden. Andernfalls muß der Behörde 
die Möglichkeit gegeben sein, das Betriebs- 
recht einem anderen Bewerber zu verleihen. 
Auch für die auf Antrag eines Apothekers 
erteilte Konzession muß diese Forderung gel- 
ten, )da die Verzögerung der Inbetriebnahme 
der Apotheke die Errichtung einer Apotheke 
durch einen anderen Antragsteller verhindern 
würde (Abs. 1 Nr. 3), 

Im Falle einer durch Irrtum der Behörde er- 
teilten Personalkonzession muß die Möglich- 
keit der Zurücknahme bestehen, um gegebe- 
nenfalls die Rechte eines benachteiligten Be- 
werbers wahren zu können. 

Die zuständige Behörde soll in Zukunft die 
Möglichkeit haben, eine Konzession zurück- 
zunehmen, z. B. wenn deren Inhaber rechts- 
kräftig wegen eines Verbrechens verurteilt 
und ihm deswegen die Bestallung entzogen 
wurde. 

Zu § 13 

Die Höhe des Umsatzes einer Apotheke ist 
weitgehend bestimmt durdi ihre örtlidie 
Lage und durch die Tatsache, daß durch die 
bisherige und künftige Regelung die Zahl der 
zugelassenen Apotheken im Interesse einer 
gesicherten Arzneimittelversorgung begrenzt 
ist. In gewissem Umfange wird sie aber auch 
beeinflußt durch den persönlidien Einsatz 
und die Arbeitsleistung des Inhabers. Es er- 
scheint deshalb gerechtfertigt, von dem Nach- 


folger, dem die Verbesserung der wirtschaft- 
lichen Lage der Apotheke zugute kommt, 
einen angemessenen Ersatz für diese Leistung 
zu fordern. Dabei dürfte es notwendig sein, 
diesen Betrag seiner Höhe nach zu begren- 
zen. 

Befand sich die Apotheke jedoch bei der 
Übernahme nicht mehr in der Hand des ur- 
sprünglichen Konzessionsinhabers, sondern 
eines Pächters, so ist nach Ablauf einer ge- 
wissen Zeit eine Vergütung nach Abs. 1 nicht 
mehr begründet, da die wirtschaftliche Lage 
der Apotheke dann nicht mehr von der Lei- 
stung des früheren Inhabers, sondern von der 
des Pächters bestimmt wird. Erhält der Päch- 
ter selbst die Konzession, so entfällt die Zah- 
lung ebenfalls, da der wirtschaftliche Wert 
der Apotheke bereits in der Höhe der Pacht- 
summe seinen Ausdruck gefunden hat 
(Abs. 1). 

Das Fehlen einer Bestimmung wie in Abs. 2 
hat bisher ältere Konzessionsinhaber oder be- 
tagte Nutzungsberechtigte oft davon abge- 
halten, idie zur Erhaltung der Betriebsfähig- 
keit notwendigen Aufwendungen für den 
Ausbau und die Verbesserung der Apothe- 
kenräume und -einrichtungen zu machen. 

Zu § 14 

In abgelegenen Gemeinden, deren Entfernung 
von der nächsten Apotheke die Arzneimittel- 
versorgung erheblich erschwert, kann es an- 
gebracht sein, eine Arzneimittelversorgungs- 
stätte zu schaffen, auch ohne daß die Voraus- 
setzungen für die wirtschaftliche Existenz 
einer Apotheke vorhanden sind. Die Errich- 
tung einer Zweigapotheke, die keine hohen 
Geldmittel erfordert, ist hierfür der geeignete 
Weg (Abs. 1). 

Durch die zeitliche Begrenzung der Betriebs- 
erlaubnis für Zweigapotheken soll erreicht 
werden, daß bei Eintreten der entsprechen- 
den Voraussetzungen die Errichtung einer 
Vollapotheke nicht verhindert wird (Abs. 2). 

Die Zweigapotheke ist hinsichtlich des Bezu- 
ges der Arzneimittel an die Stammapotheke 
gebunden und kein selbständiger Gewerbe- 
betrieb. Sie kann deshalb ohne die Stamm- 
apotheke nicht verpachtet, sondern nur ver- 
waltet werden. 

Zu § 15 

Die Bestimmung Ist nur auf Krankenanstal- 
ten im eigentlichen Sinne, also nicht auf Er- 
zlehungs- und Pflegeanstalten oder Alters- 
heime anwendbar. 
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Zu § 16 

Das Gesetz geht von dem Grundsatz aus, daß 
Betriebsberechtigungen von den Berechti- 
gungsinhabern selbst auszuüben sind (siehe 
§ 25). Eine Ausübung durch einen anderen 
im Wege der Verpachtung soll nur unter 
bestimmten vom Gesetz festgelegten Vor- 
aussetzungen möglich sein. 

Zu § 17 

Die hier gegebenen Vorschriften entsprechen 
Im wesentlichen dem bisher geltenden Recht 
nach dem Apothekenpachtgesetz. 

Zu § 18 

Diese Bestimmungen entsprechen ebenfalls 
dem bisher geltenden Recht. Der Nachweis 
der In den letzten drei Jahren erzielten Um- 
sätze und Reingewinne ist erforderlich, um 
überprüfen zu können, ob die getroffenen 
Vereinbarungen den Pächter nicht so weit ein- 
engen, daß er nicht mehr die notwendigen 
Arzneimittel In vorgeschriebenem Umfange 
auf Lager halten kann, um eine gesicherte 
Arzneimittelversorgung zu gewährleisten 
(Abs. 1). 

Zu § 19 

Die Frage der Tragung der Kosten für die 
Aufrechterhaltung der Betriebsfähigkeit der 
Apotheke während der Pachtdauer gibt häu- 
fig zu Streitigkeiten zwischen dem Verpäch- 
ter und dem Pächter Anlaß (Abs. 1). 

Die Festlegung einer Mindestpachtdauer von 
fünf Jahren erscheint bei den weitgehenden 
finanziellen Verpfliditungen des Pächters 
(Übernahme des Warenlagers, Mietvertrag 
für die Betriebsräume usw.) berechtigt. Die 
Fassung erlaubt belVorliegen besonderer Um- 
stände (z. B. Möglichkeit der Ausübung der 
Berechtigung durch die Kinder) abweichende 
Regelungen (Abs. 2). 

Zu § 20 

Abs. 1 enthält einen an sich selbstverständ- 
lichen Grundsatz. Abs. 2 entspricht dem bis- 
her geltenden Recht. 

Zu § 21 

Abs. 1 und 2 entsprechen dem bisher gelten- 
den Recht. 

Während bisher Pachtverträge, die die ord- 
nungsgemäße Arzneimittelversorgung gefähr- 
den, allein von der Behörde außer Kraft ge- 
setzt oder geändert werden konnten, über- 
läßt es das Gesetz nunmehr zunächst den 


Vertragsparteien, die erforderlichen Verein- 
barungen zu treffen (Abs. 3). 

Zu §22 

Es erscheint notwendig, die Voraussetzungen 
für die Verwaltung von Apotheken im Ge- 
setz schärfer als bisher zu umreißen. 

Zu § 23 

Um dem Inhaber oder Nutzungsberechtigten 
einer zu verpachtenden Apotheke die notwen- 
dige Zeit zur Bestellung eines Pächters und 
zum Abschluß eines Pachtvertrages zu geben, 
ist es erforderlich, ihm für die Frist von sechs 
Monaten die Möglichkeit des Betreibens der 
Apotheke durch einen Verwalter zu geben. 
Eine Verlängerung dieser Frist scheint nur in 
Ausnahmefällen geboten. Solche Ausnahmen 
sind insbesondere dann gegeben, wenn 

1. ein Kind oder Erbe des verstorbenen In- 
habers der Berechtigung innerhalb der 
verlängerten Frist selbst die Vorausset- 
zungen zur Ausübung der Berechtigung 
erlangen wird, oder 

2. der Inhaber der Berechtigung dem Nut- 
zungsberechtigten erhebliche finanzielle 
Verpflichtungen hinterlassen hat, die aus 
Aufwendungen stammen, die er zur Ver- 
besserung der Betriebsführung der Apo- 
theke geleistet hat. 

Für Apotheken mit geringem Umsatz oder 
Reingewinn ist die Genehmigung der Ver- 
waltung auf Dauer eine wirtschaftliche Exi- 
stenzfrage. 

Zu§ 24 

Die Bestimmungen entsprechen dem bisher 
geltenden Recht. 

Zu § 25 

Die Pflicht des Inhabers einer Betriebsberech- 
tigung, diese auch auszuüben und die Apo- 
theke selbst zu leiten, ergibt sich aus der 
öffentlichen Aufgabe der Apotheke (Abs. 1 
und 2). 

Das Verbot der dauernden Vereinigung meh- 
rerer Betriebsrechte In einer Hand soll ver- 
hindern, daß Apotheken lediglich als Wirt- 
schaftsobjekte behandelt werden (Abs. 3). 

Zu § 26 

Die Genehmigungspflicht für die Verlegung 
von Apotheken Ist erforderlich, um gegebe- 
nenfalls eine unzumutbare Erschwerung der 
Arzneimittelversorgung verhindern zu kön- 
nen, 
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Zu § 27 

Das Recht zur Nutzung der Apotheke durch 
die Witwe und die minderjährigen Waisen 
des bisherigen Inhabers besteht bereits in den 
meisten Bundesländern für die Berechtigun- 
gen nach § 1 Nr. 1 bis 3. Durch die materi- 
elle Sicherstellung der Familienangehörigen 
des Inhabers wird eine ungebührliche Ausnut- 
zung der Berechtigung zu Lebzeiten des In- 
habers verhindert. Von dem Nutzungsrecht 
sind jedoch Personen auszuschließen, die nicht 
Erben geworden sind, d. h. also solche, die 
erbunwürdig oder enterbt worden sind oder 
die auf das Erbe verzichtet oder die Erbschaft 
ausgeschlagen haben. Das Nutzungsrecht wird 
auf die Apothekenbetriebserlaubnisse nach § 1 
Nr. 7 ausgedehnt. Entsprechend dem Grund- 
satz der Gleichberechtigung der Geschlechter 
(Art. 3 Abs. 2 GG) wird nidit nur der Witwe, 
sondern auch dem Witwer ein Nutzungsrecht 
gewährt. Nach Ausdehnung des „Witwen- 
rechtes“ auf den Witwer einer Apothekenin- 
haberin ist die Begrenzung dieses Rechtes auf 
die Zeit der Witwenschaft nicht mehr ver- 
tretbar. Im übrigen ist das Nutzungsrecht des 
Witwers den entsprechenden Vorschriften des 
Bundesbeamtengesetzes nachgebildet (Abs, 1). 
Neu ist, daß der nutzungherechtigte über- 
lebende Ehegatte eines bisherigen Personal- 
konzessionars, der selbst die persönlichen 
Voraussetzungen für die Ausübung eines Be- 
triebsrechtes erfüllt, die Erteilung der Per- 
sonalkonzession beantragen kann (Abs. 2). 

Es besteht keine Veranlassung, überlebenden 
Ehegatten aus sogenannten Versorgungsehen 
die vorbezeichneten Rechte zuzugestehen 
(Abs. 3). 

Zu § 29 

Durh § 29 wird klargestellt, welche Befug- 
nisse und Zwangsmittel die Aufsichtsbehör- 
den haben. 

Von der Möglichkeit der Shließung der Apo- 
theke wird natürlich nur bei ernstlicher Ge- 
fährdung der Arzneimittelversorgung Ge- 
brauch gemacht werden dürfen. 

Zu § 30 

Die bezeichneten Handlungen stellen nach 
§ 33 des Gesetzes Vergehen dar. Es ist die 
Aufgabe der Polizei, strafbare Handlungen zu 
verhindern. Die Bestimmung soll zur Behe- 
bung bestehender Zweifel die Zuständigkeit 
der Exekutive in den angegebenen Fällen 
ausdrücklich klarstellen. Da jedoch die Schlie- 
ßung einer Apotheke zu einer nicht vertret- 
baren Erschwerung der Arzneimittelversor- 


gung führen kann, muß die Möglichkeit ihres 
Weiterbetriebs in legaler Form vorgesehen 
werden. 

Zu § 31 

Einem bundeseinheitlichen Recht der Apothe- 
kenbetriebsform soll auch eine bundeseinheit- 
liche Apothekenbetriebsordnung entsprechen. 

Zu § 33 

Der Betrieb einer Apotheke durch eine Per- 
son, die nicht die vorgeschriebene, vom Staat 
zu erteilende Berechtigung nach § 1 dazu be- 
sitzt, ebenso wie die widerrechtliche Aus- 
übung einer solchen Berechtigung stellen 
Handlungen dar, die eine schwere Gefahr für 
die Volksgesundheit bedeuten und daher als 
Vergehen bestraft werden müssen. Das Straf- 
maß wurde § 327 StGB nachgebildet. 

Zu § 34 

Es erscheint ausreichend, Verstöße gegen die 
in Abs. 1 aufgeführten Bestimmungen als 
Ordnungswidrigkeiten zu behandeln. Die 
Nichtbeachtung der Vorschriften der Apothe- 
kenbetriebsordnungen wurde bisher nach 
§ 367 Nr. 5 StGB als Übertretung geahndet 
(Abs. 1). 

Es hat sich ferner als notwendig erwiesen, die 
Bezeichnung „Apotheke“ zu schützen, da 
Fälle bekannt geworden sind, wo diese Be- 
zeichnung in Wortzusammensetzungen für 
Gewerbebetriebe verwendet wird, die mit der 
Arzneimittelversorgung nichts oder nicht in 
dem für eine Apotheke spezifischen Sinne zu 
tun haben, z. B, „Kognak- Apotheke“, „Re- 
form-Apotheke“ (Abs. 2). 

Zu § 35 

Abs. 1 soll klarstellen, daß in den Ländern 
der amerikanischen Besatzungszone alle Be- 
triebsberechtigungen, die vor der Verkün- 
dung der Gewerbefreiheit bestanden und die 
sich beim Inkrafttreten dieses Gesetzes noch 
in derselben Hand befinden, von der inzwi- 
schen vor sich gegangenen Rechtsentwicklung 
in diesen Ländern unberührt geblieben sind. 
Sie sind mithin auch heute noch rechtlich als 
das anzusehen, was sie damals waren. Es be- 
steht keine Veranlassung zu der Annahme, 
daß die Betriebsberechtigungen durch das 
amerikanische Besatzungsrecht oder im frü- 
heren Württemberg-Baden und in Bayern 
durch das inzwischen ergangene Landesrecht 
berührt wurden. Dies konnte erst bei einer 
Veränderung in der Person des Trägers der 
Betriebsberechtigung der Fall sein, da erst bei 
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der Erteilung einer neuen Betriebsberechti- 
gung das neue Recht zur Geltung gelangen 
konnte. Dasselbe gilt für Privilegien und Real- 
rechte, soweit sie beim Übergang auf einen 
neuen Berechtigten nicht erloschen sind. 

Die Bestimmung in Abs. 2 soll verhindern, 
daß während der gesetzgeberischen Arbeit an 
diesem Gesetz Inhaber von Personalkonzes- 
sionen sich durch Umwandlung dieser Kon- 
zessionen in „Lizenzen'* oder in andere Be- 
triebserlaubnisse nach § 1 Nr. 7 über S 5 
Abs. 3 den Vorteil des Präsentationsrechtes 
verschaffen. 

Zu § 36 

Mit dem besonderen Maß an Verantwortung, 
das den Konzessionsinhaber einer Apotheke 
trifft, verträgt es sich nicht, daß eine Apo- 


theke von einer Mehrheit von Personen be- 
trieben wird, was notwendig zu einer Auf- 
spaltung der Verantwortung führt. 

Zu § 37 

Es erscheint geboten, Erlaubnisse zum Be- 
trieb von Zweigapotheken, die ohne oder mit 
abweichender Befristung erteilt worden sind, 
weiterhin nach den bei ihrer Erteilung gel- 
tenden Bestimmungen zu behandeln (Abs. 1). 
Pachtverträge über Zweigapotheken sollen 
für die festgesetzte Pacht dauer aufrecht er- 
halten werden können (Abs. 2). 

Zu § 38 

Diese Bestimmung entspricht der früheren 
Handhabung für die Sdiutzpolizei und die 
Wehrmacht. 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Zu § 3 

In Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 
„Sie erlöschen durch Verzicht." 

Begründung 

Eine derartige Regelung ist bei den an- 
deren Betriebsberechtigungen vorgesehen. 
Aus dem Gesichtspunkt der Gleichheit er- 
scheint eine entsprechende Regelung für 
Privilegien und Realrechte erforderlich. 
Ferner erscheint es angebracht, daß dem 
Inhaber einer derartigen Berechtigung die 
Wahl zwischen Verpachtung und Verzicht 
zugestanden wird. 

2. Zu § 4 

Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt neu gefaßt: 
„Das Präsentationsrecht des Inhabers und 
der Erben erlischt, wenn es nicht binnen 
einem Jahre nach dem Erlöschen aus- 
geübt wird." 

Begründung 

Die Ausdehnung der im Entwurf vor- 
gesehenen Regelung auf den Inhaber er- 
scheint angebracht. 


3. Zu § 7 

a) In Abs. 3 Satz 1 wird das Wort 
„Stadtkreisen" durch die Worte „Ge- 
meinden mit mehr als 30 000 Ein- 
wohnern" ersetzt. 

Begründung 

Die Abstellung der bisherigen Fassung 
auf Stadtkreise erscheint nicht zweck- 
mäßig, da die Einwohnerzahl mancher 
kreisangehöriger Gemeinden die klei- 
nerer Stadtkreise erheblich übersteigt. 

b) In Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „Ba- 
deorten" durch die Worte „landes- 
rechtlich anerkannten Bade- und Kur- 
orten" ersetzt. 

Begründung 

Der gesetzlich nicht näher definierte 
Begriff „Badeorte“ ist zweckmäßig 
durch eine Bestimmung zu ersetzen, 
wie sie bereits § 12 des Preuß. Kom- 
munalabgabengesetzes für die Berech- 
tigung zur Erhebung einer Kurtaxe 
enthält. 
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c) In Abs. 3 Satz 2 werden die Worte 
„des betreffenden Stadtkreises oder 
Badeortes“ durch die Worte „der be- 
treffenden Gemeinde oder des Bade- 
oder Kurortes“ ersetzt. 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus den Be- 
schlüssen zu Abs. 3 Satz 1. 

d) In Abs. 4 werden die Worte „Orts- 
teil des Stadtkreises oder für den 
Badeort“ durch die Worte „Teil der 
Gemeinde oder für den Bade- oder 
Kurort“ ersetzt. 

Begründung 

Die Bezeichnung „Ortsteil“ kann bei 
manchen Städten und Gemeinden zu 
Auslegungsschwierigkeiten führen. Die 
Neufassung berücksichtigt ferner die in 
Abs. 3 vorgenommenen Änderungen. 

e) In Abs. 5 werden vor dem Wort 
„Verhältniszahlen“ die Worte „Ein- 
wohner- und“ eingefügt. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

4. Zu § 8 

In Abs. 1 Satz 2 wird der zweite Halbsatz 
wie folgt neu gefaßt: 

„daß sie im Falle der Erteilung der Kon- 
zession die für den Betrieb der Apotheke 
erforderlichen Räume besitzen werden.“ 

Begründung 

Die im Entwurf vorgesehene Regelung 
sieht für den Antragsteller eine nidit zu- 
mutbare Verpflichtung vor. 

5. Zu § 9 

a) In Abs. 1 werden hinter dem Wort 
„Berechtigungsalter“ die Worte „min- 
destens 15 Jahre beträgt oder“ einge- 
fhgt. 

Begründung 

Nach der im Entwurf vorgesehenen 
Regelung bleibt es allzusehr dem Zu- 
fall überlassen, ob ein Abkömmling 
des bisherigen Inhabers die Apotheke 
erhalten wird oder nicht. Hat z. B. 
ein Abkömmling ein Berechtigungs- 
alter von 16 Jahren und bewirbt sich 
zufällig ein Apotheker mit einem Be- 
rechtigungsalter von 27 Jahren, so 
kann der Abkömmling die Apotheke 


nicht erhalten. Die vorgeschlagene Re- 
gelung schließt diese Zufälligkeiten 
weitgehend aus. 

b) In Abs. 1 werden hinter den Worten 
„mehr als 10 Jahren“ die Worte 
„ — im Land Berlin: 25 Jahre — “ eln- 
gefügt. 

Begründung 

Es empfiehlt sich, für Berlin die Alters- 
differenz auf 25 Jahre festzusetzen, 
weil nach den dortigen Gegebenheiten 
das Lebensalter der zum Zuge kom- 
menden Bewerber um 15 bis 20 Jahre 
höher liegt als das der Bewerber in der 
Bundesrepublik. 

c) Abs. 2 wird gestrichen. 
Begründung 

Die im Abs. 2 vorgesehene Regelung 
bezieht sich nur auf den im Abs. 1 ge- 
nannten Personenkreis. Eine entspre- 
chende Bestimmung fehlt für die im 
§ 10 genannten Personen. Diese Rege- 
lung ist mit dem Grundsatz der 
Gleichheit nicht vereinbar. 

6. Zu § 10 

Abs. 1 wird durch folgenden Halbsatz 
ergänzt: 

„oder mindestens 20 Jahre in der Apo- 
theke als Angestellter tätig war, wenn er 
die Voraussetzungen des § 2 erfüllt.“ 

Begründung 

Aus Billigkeitsgründen soll dem langjäh- 
rigen bewährten Mitarbeiter das gleiche 
Recht wie dem Pächter zugebilligt werden. 

7. Zu § 11 

a) Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„l.wenn der Inhaber auf sie verzich- 
tet,“. 

Begründung 

Anpassung an den Wortlaut des ^ 4 
Abs. 3 Nr. 2. 

b) Abs. 1 wird durch folgende neue 
Nr. 3 ergänzt: 

„3. wenn der Inhaber die Vorausset- 
zung des § 2 Nr. 1 nicht mehr er- 
füllt.“ 

Begründung 

Die Änderung erfolgt in Angleichung 
an die In § 4 Abs. 3 und § 5 Abs. 2 
vorgesehene Regelung. 
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8. Zu § 12 

a) In Abs. 1 wird die Nr. 1 gestrichen 
und in Abs. 2 die Nr. 1 wie folgt neu 
gefaßt: 

„1. die Behör de das Vorliegen der nach 
§ 2 erforderlichen Voraussetzungen 
irrtümlich angenommen hat oder 
durch unlautere Mittel zur Ertei- 
lung der Personalkonzession be- 
stimmt worden ist,". 

Begründung 

Die Zurüdknahme der Konzession in 
den Fällen des Abs. 1 würde zu Här- 
ten führen. Zur Vermeidung derarti- 
ger Härten erscheint es deshalb not- 
wendig, dem Ermessen der Behörde 
wie in der Regel bei Widerruf 
eines begünstigenden Verwaltungsaktes 
Spielraum zu lassen. 

b) In Abs. 1 wird die Nr. 2 gestrichen. 
Begründung 

Die Bestimmung ist bereits in § 11 
Abs. 1 eingefügt worden. 

c) In Abs. 3 werden die Worte „Nr. 3" 
gestrichen. 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus den Be- 
schlüssen zu § 12 Abs. 1. 

9. Zu § 13 

a) In Abs. 1 Satz 1 werden hinter dem 
Wort „Erben" die Worte „im Falle 
der Übernahme der Apotheke" einge- 
fügt. 

Begründung 

Die Einfügung dient der Klarstellung. 

b) In Abs. 1 wird der letzte Satz gestri- 
chen und folgender neuer Abs. 1 a 
eingefügt: 

„(la) Der Anspruch besteht nicht, 
wenn die Apotheke vor der Übernah- 
me länger als 5 Jahre verpachtet war. 
In diesem Falle hat den Anspruch der 
Pächter, wenn er die Pacht während 
der letzten 5 Jahre ununterbrochen 
ausgeübt hat. Den Erben des Pächters 
steht dieser Anspruch nicht zu. Der 
Anspruch auf Vergütung nach Ab- 
satz 1 besteht ferner nicht, wenn der 
neue Konzessionsinhaber der bisherige 
Pächter der Apotheke ist.“ 


c) In Abs. 2 werden die Worte „der frü- 
here Konzessionsinhaber oder dessen 
Erben“ durch die Worte „die Antrags- 
berechtigten Im Sinne der Absätze 1 
und 1 a“ ersetzt. 

Begründung zu b und c 
Neben dem früheren Konzessionsin- 
haber und dessen Erben müssen auch 
dem Pächter, wenn er jahrelang die 
Apotheke betrieben hat, aus Billig- 
keitsgründen derartige Ansprüche ge- 
genüber dem neuen Konzessionsinha- 
ber zuerkannt werden. 

10. Zu § 18 

Die Sollbestimmung in Abs. 1 Satz 3 wird 
in eine Muß-Bestimmung umgewandelt. 

Begründung 

Es ist notwendig, eine Verpflichtung fest- 
zulegen, da es sonst nicht möglich wäre, 
die Prüfung nach § 20 Abs. 2 durchzu- 
führen. 

11. Zu § 19 

Abs. 1 wird eingangs wie folgt neu gefaßt: 

„(1) Der Pachtvertrag hat die wirt- 
schaftlichen Beziehungen zwischen dem 
Inhaber und dem Pächter abschließend zu 
regeln. Er soll auch Bestimmung darüber 
treffen . . .“. 

Begründung 

Die Ergänzung empfiehlt sich, weil die 
Kenntnis des gesamten Pachtvertrages für 
die Prüfung nach § 20 Abs. 2 von Bedeu- 
tung ist. 

12. Zu § 21 

a) In Abs. 2 werden hinter dem Wort 
„Behörde“ die Worte „nach Anhö- 
rung des Pächters“ eingefügt. 
Begründung 

Sicherung des rechtlichen Gehörs. 

b) Abs. 3 wird gestrichen. 

Begründung 

Es ist nicht gerechtfertigt, das Wirt- 
schaftsrisiko auf den Verpächter abzu- 
wälzen. Dies geschieht z. B. auch nicht 
gegenüber dem Vermieter der Räume, 
in denen eine Apotheke betrieben wird. 

13. Zu § 24 

In Abs. 2 werden die Worte „und 3“ ge- 
strichen. 
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Begründung 

Folge der Streichung von § 21 Abs. 3. 

14. Zu § 25 

a) In Abs. 3 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Soweit Apotheker beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes mehrere Berechtigun- 
gen innehaben, ausüben oder nutzen, 
kann es hierbei bis zum Erlöschen der 
Betriebsberechtigung verbleiben. “ 

Begründung 

Ohne diese Bestimmung wären die- 
jenigen Apotheker, die mehrere Be- 
rechtigungen ausüben oder nutzen, ge- 
zwungen, ihre Apotheken bis auf eine 
zu verkaufen. Dies wäre ein Eingriff 
in bestehende Rechtsverhältnisse, ge- 
gen den rechtspolitische Bedenken be- 
stehen. 

b) Es wird folgender neuer Abs. 4 ange- 
fügt; 

„(4) Die Absätze 2 erster Halbsatz 
und 3 gelten auch für Pächter von 
Apotheken." 

Begrün idung 

Es sind Fälle bekannt geworden, in de- 
nen der Pächter einer Apotheke eine 
weitere Apotheke gepachtet hat (Dop- 
pelpächter). Um dies auszuschließen, 
muß eine Bestimmung aufgenommen 
werden, daß der Pächter die Apotheke 
selbst zu leiten habe und idaß er neben 
der von ihm gepachteten Apotheke 
nicht eine weitere Apotheke pachten 
dürfe. 

15. Zu § 27 

a) In Abs. 1 werden die Worte „einer 
Realkonzession, einer Personalkonzes- 
sion‘‘ gestrichen und folgender neuer 
Abs. 1 a eingefügt: 

„(la) Nach dem Tod des Inhabers 
einer Realkonzession oder einer Per- 
sonalkonzession darf die Apotheke 
von dem überlebenden Ehegatten auf 
5 Jahre nach Maßgabe der Vorschrif- 
ten des Fünften Abschnittes genutzt 
werden. Nach Ablauf dieser Zeit so- 
wie im Falle des Todes oder im Falle 
der Wiederverheiratung des überle- 
benden Ehegatten erlischt das Nut- 
zungsrecht. Sind jedoch zu diesem 
Zeitpunkt erbberechtigte Kinder des 
verstorbenen Ehemannes vorhanden. 


so geht das Nutzungsrecht auf sie über, 
bis das jüngste der Kinder das 21. Le- 
bensjahr vollendet hat.“ 

Begründung 

Die Erben einer Realkonzession oder 
Personalkonzession hatten bisher im 
Land Bremen und in verschiedenen 
anderen Ländern kein Nutzungsrecht. 
Die Bestimmung des vorliegenden Ge- 
setzentwurfs würde eine Bevorzugung 
dieser Apothekenrechte bedeuten, die 
im Interesse der Bewerber nicht ver- 
treten werden kann. 

b) In Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen. 
Begründung 

Diese Vorschrift verstößt gegen den 
Gleichheitsgrundsatz. Der Witwer darf 
nicht schlechter gestellt werden als die 
Witwe. 

c) Abs. 3 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(3) Eine Ehe, die nach Vollendung 
des 65. Lebensjahres des Inhabers einer 
Berechtigung nach Absatz 1 geschlos- 
sen ist, oder eine Adoption, die von 
ihm nach diesem Zeitpunkt vorge- 
nommen ist, begründet keine Rechte 
nach den Absätzen 1 bis 2.“ 

Begründung 

Für Adoptionen muß der gleiche 
Grundsatz gelten wie für Ehen, die 
nach Vollendung des 65. Lebensjahres 
geschlossen werden. 

d) Es wird folgender neuer Absatz ange- 
fügt: 

„(3a) Die vorstehenden Bestimmun- 
gen finden entsprechende Anwendung 
auf Pächter von Apotheken, deren 
Betriebsberechtigung einer juristischen 
Person zusteht.“ 

Begründung 

Gleichstellung der Pächter von hessi- 
schen Gemeindeapotheken mit Perso- 
nalkonzessionaren. Den Pächtern von 
Gemeindeapotheken soll die gleiche 
Hinterbliebenenversorgung gewährt 
werden, wie dies bei Personalkonzes- 
sionen durch das Nutzungsrecht der 
Witwe bewirkt wird. 

16. Zu § 29 

Es wird folgender neuer Abs. 3 eingefügt: 
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„(3) Zur Beseitigung von festgestellten 
Anständen ist derjenige verpfliditet, der 
die Apotheke betreibt.“ 

Begründung: 

Es erscheint angebracht, bei verpachteten 
Apotheken ausdrücklich festzulegen, wer 
der Behörde gegenüber verpflichtet ist, 
Anstände zu beseitigen. 

17. Zu § 30 

Es wird folgender neuer Satz eingefügt: 
„Der Betroffene ist vorher zu hören.“ 

Begründung: 

Sicherung des rechtlichen Gehörs. 

18. Zu § 33 

§ 33 wird eingangs wie folgt gefaßt: 
„Wer eine Apotheke betreibt, verwaltet 
oder verpachtet . . 

Begründung: 

Präzisierung der Strafvorschrift. 

19. Zu § 35 

In Abs. 1 werden hinter idem Wort „be- 
stehen“ die Worte „und sich seitdem in 
derselben Hand befinden“ eingefügt. 

Begründung 

Die Einfügung dient der Klarstellung. 

20. Es wird folgender § 35 a eingefügt: 

„§ 35 a 

Hat ein Vertriebener oder Sowjetzonen- 
flüchtling im Vertreibungsgebiet eine Apo- 
theke auf Grund eines Privilegs, eines 
Realrechtes oder einer persönlichen Kon- 
zession mit Präsentationsrecht betrieben 
und im Bundesgebiet oder im Lande Ber- 
lin nach dem 8. Mai 1945 eine Betriebs- 
berechtigung nach § 1 Nr. 3 oder 7 inne, 
so finden auf 'diese Betriebsberechtigung 
die Bestimmungen des § 4 Abs. 3 bis 7 
entsprechend Anwendung. Ist das Präsen- 
tationsrecht zweimal ausgeübt worden, so 
wird eine weitere Betriebsberechtigung 
nur als Personalkonzession erteilt.“ 

Begründung 

Unter der Voraussetzung, daß das Gesetz 
in der Fassung des Regierungsentwurfs in 
den Grundzügen erhalten bleibt, wird die 
Meinung vertreten, daß die Wiederher- 
stellung des früheren Rechtsstandes der 
vertriebenen oder geflüchteten Apotheker, 


die in den Vertreibungsgebieten Apothe- 
ken auf Grund von Realkonzessionen mit 
Präsentationsrecht oder auf Grund noch 
stärkerer Rechte besessen haben, ange- 
strebt werden muß. Die Betriebsberechti- 
gung, die ein vertriebener oder geflüchte- 
ter Apotheker nach dem 8. Mai 1945 in 
der Bundesrepublik in Form der Personal- 
konzession oder der Betriebserlaubnis 
nach § 1 Nr. 7 des Entwurfs erlangt hätte, 
sollte mindestens für ihn, seine unmittel- 
baren Abkömmhnge und den ersten Er- 
werber mit Präsentationsrecht ausgestattet 
werden. Eine Erweiterung des einmaligen 
Präsentationsrechts, das in § 5 Abs. 3 vor- 
gesehen ist, für vertriebene oder geflüch- 
tete Apotheker auf 2 oder 3 Präsentations- 
fälle würde deshalb nicht ausreichen, weil 
die auf Grund fortgeltenden Landesrech- 
tes erteilten Personalkonzessionen, z. B. 
im britischen und französischen Besat- 
zungsgebiet, nicht mit erfaßt würden. 

21. § 36 wird wie folgt neu gefaßt: 

4 36 

(1) Eine Apotheke darf nicht von einer 
Personenmehrheit, einer offenen Handels- 
gesellschaft, einer Kommanditgesellschaft 
oder einer juristischen Person betrieben 
werden. Dies gilt nicht für Berechtigun- 
gen nach § 1 Nr. 5. Soweit eine Apotheke 
bei Inkrafttreten des Gesetzes In dieser 
Weise betrieben wird, kann es bis zum 
Erlöschen der Betriebsberechtigung dabei 
verbleiben. 

(2) Für bestehende Gemeindeapotheken 
verbleibt es bei dem bisher geltenden 
Recht.“ 

Begründung 
Zu Abs. 1 

Es genügt nicht, die Erteilung einer Be- 
triebsberechtigung an eine Personenmehr- 
heit pp. zu verhindern, sondern es muß 
auch der Betrieb einer Apotheke durch 
eine Personenmehrheit unterbunden wer- 
den. Eine Ausnahme erscheint nur für die 
Krankenhausapotheken gerechtfertigt. 

Zu Abs. 2 

In Landesteilen von Rheinland-Pfalz und 
Hessen bestehen in verschiedenen Ge- 
meinden Gemeindeapotheken, die in der 
Zeit von 1889 bis 1910 Im Gebiet des da- 
maligen Großherzogtums Hessen auf 



Grund einer großherzoglichen Bekannt- 
machung erriditet wurden. Diese Ge- 
meindeapotheken dienten seinerzeit der 
besseren und billigeren Versorgung der 
Bevölkerung mit Arzneimitteln, also 
einem ausgesprochen sozialen Zweck, Die 
Fortführung dieser kommunalen Apothe- 
ken wäre ohne die vorgeschlagene Ände- 
rung nicht möglich. Auch die zu § 25 
Abs. 3 vorgeschlagene Ergänzung allein 
würde den Fortbestand dieser Apotheken 
nidit gewährleisten, da hier nur auf die 
weiterbestehende Betriebsberechtigung von 
„Apothekern“, also von natürlichen Per- 
sonen, abgestellt ist. 


22. Es wird folgender § 37 a eingefügt: 

„§ 37 a 

Wird eine Betriebsberechtigung bei In- 
krafttreten dieses Gesetzes auf Grund 
landesrechtlicher Bestimmungen von dem 
überlebenden Ehegatten oder von Kin- 
dern des verstorbenen Inhabers genutzt, 
so endet das Nutzungsrecht nach Maß- 
gabe der bisherigen Bestimmungen.“ 

Begründung 

Die Nutzungsrechte auf Grund bisheriger 
landesrechtlicher Bestimmungen müssen 
im Gesetz geregelt werden. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den 

Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates wie folgt 
Stellung: 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
zu den Nummern 1 bis 4, 5 b, 6, 8, 9 b, 10, 
12 a, 14, 15 c, 16 bis 19 und 21 wird zuge- 
stimmt. 

Zu den übrigen Vorschlägen wird folgendes 
bemerkt: 

Zu Nr. 5 a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt, da er 
zu einer Erweiterung des begünstigten Per- 
sonenkreises und damit zu einer nicht ver- 
tretbaren Verschlechterung der Berufsaus- 
sichten aller übrigen Bewerber führen würde. 

Zu Nr. 5 c) 

Diesem Vorschlag kann nicht beigetreten 
werden; die Bestimmung des Abs. 1 ver- 
schlechtert die Aussichten auf berufliche 
Selbständigkeit für alle Bewerber, die nicht 
Kinder von Inhabern von Personalkon- 
zessionen sind. Die Benachteiligung dieser 
Bewerber muß wenigstens in einem gewissen 
Umfange durch eine Abgabe ausgeglichen 
werden, die der Versorgung der angestellten 
Apotheker zugute kommt. Ohne die Ver- 


pflichtung zu einer solchen Abgabe erscheint 
die in Abs. 1 vorgesehene Bevorzugung der 
Kinder von Personalkonzessionaren nicht ver- 
tretbar. 

Der Gleichheitsgrundsatz wird nicht verletzt. 
Den Pächtern wird in § 10 eine Abgabe des- 
halb nicht auferlegt, weil ihre Bevorzugung 
durch ihre persönliche Leistung während der 
langjährigen Pachtdauer gerechtfertigt ist. 

Zu Nr. 7 a) und b) 

Die angestrebte Anpassung an den Wortlaut 
des § 4 Abs. 3 wird nur erreicht, wenn § 11 
Abs. 1 folgende Fassung erhalt, die hiermit 
vor geschlagen wird: 

„Die Personalkonzession erlischt, 

1. durch Tod des Inhabers, 

2. durch Verzicht, 

3. wenn der Inhaber die Voraussetzung 
des § 2 Nr. 1 nicht mehr erfüllt.“ 

Zu Nr. 9 a) 

Der vorgeschlagenen Änderung kann nicht 
zugestimmt werden. Die Einfügung dient 
nicht der Klarstellung, sondern ändert die 
Rechtslage materiell, da nunmehr die Ver- 
pflichtung zur Zahlung wegfallen würde. 
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wenn der neue Konzessionsinhaber die Apo- 
theke nicht in demselben Geschäftslokal 
weiterbetreibt. Da In diesem Falle nur ein 
nahe belegenes Gebäude für die Ausübung 
der neuen Konzession in Frage kommen 
kann, genießt der neue Konzessionsinhaber 
auch an dieser Stelle die Vorteile aus der 
persönlichen Leistung des bisherigen Inhabers. 

Zu Nr. 9 c) 

Unter der Voraussetzung, daß Nr. 9 b (§ 13 
Abs. 1 a neu) angenommen wird, wäre in 
dem Vorschlag des Bundesrates das Wort 
„Antragsberechtigten“ durch „Anspruchs- 
berechtigten“ zu ersetzen. 

Zu Nr. 11 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Bestim- 
mung läßt nicht klar erkennen, ob sie sich 
nur an die Behörde richtet, oder ob die 
Nichtbeachtung dieser Vorschrift auch zivil- 
rechtliche Folgen haben soll. Um klarzustel- 
len, daß das letztere nicht beabsichtigt ist, 
wird folgende Fassung vorgeschlagen: 

„(1) Im Genehmigungsverfahren hat die 
zuständige Behörde darauf hinzuwirken, 
daß der Pachtvertrag die wirtschaftlichen 
Beziehungen zwischen dem Inhaber und 
dem Pächter abschließend regelt. Der 
Pachtvertrag soll auch Bestimmung darüber 
treffen “. 

Zu Nr. 12 b) und Nr. 13 

Der Streichung des § 21 Abs. 3 und der ent- 
sprechenden Änderung des § 24 wird nicht 
zugestimmt. Die Vorschrift des § 21 Abs. 3 
ist bereits seit 1935 geltendes Recht. Sie soll 
eine Gefährdung der ordnungsgemäßen 
Arzneimittelversorgung verhindern. Gegen- 
über diesem übergeordneten Interesse müssen 
wirtschaftliche Belange des Verpächters 
zurücktreten. 

Zu Nr. 15 a) 

Durch die vorgeschlagene Änderung soll das 
Nutzungsrecht für Witwen von Inhabern 
von Realkonzessionen und Personalkonzes- 
sionen auf fünf Jahre beschränkt werden. 
Eine solche Verkürzung des Witwenrechtes 
würde bei Realkonzessionen in den Ländern, 
in denen ein Witwenrecht für die Dauer des 
Witwenstandes besteht, zu Entschädigungs- 


ansprüchen führen. Äußerdem ist <keln sach- 
licher Grund vorhanden, das Witwenrecht 
bei Privilegien und Betriebserlaubnissen nach 
§ 1 Nr. 7 einerseits und Real- und Personal- 
konzessionen andererseits unterschiedlich 
auszugestalten. Der Änderung kann daher 
nicht zugestimmt werden. 

Zu Nr. 15 b) 

Der vorgeschlagenen Streichung dieser Be- 
stimmung kann nicht zugestimmt werden. 

Es kann nicht geleugnet werden, daß — 
wenigstens in den hier zu regelnden Fällen — 
der Tod der Ehefrau für den Ehemann, der 
im allgemeinen eine eigene Existenzgrund- 
lage hat, nicht die gleiche wirtschaftliche 
Auswirkung hat wie der Tod des Ehemannes 
für die Ehefrau, die gewöhnlich von ihm 
unterhalten wird. Es ist daher sachlich ge- 
rechtfertigt, wenn nach dem Entwurf das 
Nutzungsrecht des Witwers von einem be- 
stehenden Unterhaltsanspruch abhängig ge- 
macht wird. Eine solche Lösung widerspricht 
nach Auffassung der Bundesregierung nicht 
dem Gleichheitsgrund'satz. 

Zu Nr. 15 d) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Das 
bisherige Recht kennt ein Witwenrecht für 
Fiinterbllebene von Pächtern überhaupt 
nicht. Es erscheint bedenklich, ein solches 
Nutzungsrecht neu einzuführen, zumal die 
dann erforderlich v/erdenden Unterpachtver- 
hältnisse die Arzneimittelversorgung nach- 
teilig beeinflussen können. 

Zu Nr. 20 

Der Bestimmung wird mit folgender Maß- 
gabe zugestimmt: 

In Satz 1 sind hinter dem Wort „Vertrei- 
bungsgebiet“ einzufügen die Worte: „vor der 
Vertreibung“. 

Begründung: Die Einfügung dient der 
Klarstellung. 

Zu Nr. 22 

Wird § 27 Abs. 1 in der Fassung der Regie- 
rungsvorlage, wie die Bundesregienmg vor- 
schlägt, beibehalten, so besteht keine Ver- 
anlassung, § 37 a einzufügen. 
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